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1  Vorwort 
 
 
 
 
 
2012 brachte das Bundesverfassungsgericht das Asylbewerberleistungsgesetz zu Fall und stell-
te unmissverständlich klar, dass es in Deutschland nicht Menschen unterschiedlicher Würde 
geben darf. Das Existenzminimum darf nicht zur Erreichung migrationspolitischer Ziele unter-
schritten werden. Fast 20 Jahre hatten wir auf diese Klarstellung gewartet. 
 
In anderer Hinsicht fühlten wir uns gelegentlich 20 Jahre zurückversetzt:  
Seit … steigen die Asylantragszahlen langsam aber stetig. Doch von Seiten der Politik und der 
Behörden wurden daraus keine Konsequenzen gezogen. So gilt für die bayerischen Bezirke in 
der Asylarbeit immer noch ein Landtagsbeschluss, der in der Zeit fallender Zahlen gravierende 
Einsparungen vor allem beim Personal vorsieht. Die VerwaltungsleiterInnen und Hausmeister 
der Unterkünfte arbeiten schon seit Jahren jenseits ihrer Belastungsgrenze. Ein hoher Kran-
kenstand ist die natürliche Folge. Ausbaden müssen das – neben den betroffenen Mitarbeiter-
Innen – vor allem die Flüchtlinge. 
 
Weder bei den Erstaufenahmeeinrichtungen noch bei den Gemeinschaftsunterkünften waren 
rechtzeitig Kapazitätsausweitungen geschaffen worden – mit der Folge, dass die Asylsuchen-
den den Landkreisen quasi vor die Tür des Landratsamts gesetzt wurden: „Bringt ihr sie unter“! 
In den meisten Landkreisen hatte es seit Jahren keine Flüchtlinge mehr gegeben, die Miarbeite-
rInnen mussten sich in ihr neues Aufgabengebiet erst einarbeiten. Von Seiten der Bevölkerung 
gab es mancherorts mehr oder weniger organisierten Widerstand. Doch es gab überall auch 
Menschen, die bereit waren, den Neuankömmlingen zur Seite zu stehen und sich für ein ge-
deihliches Miteinander in den Gemeinden einzusetzen. 
 
Unser Jahresbericht gibt einen Überblick über diese Entwicklungen und einen Einblick in unsere 
Arbeit im Jahr 2012, die uns neben all den Gründen, uns zu ärgern, immer auch Freude ge-
macht hat.  
 
 

Monika Steinhauser 
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2 Beratung und Zusammenarbeit der in der Flüchtling sarbeit  
          tätigen Einzelpersonen und Organisationen , Weiterbildung 
 
 
2.1  Das MFR-Team  
 
 

Im MFR-Büro arbeiteten, wie in den letzten Jahren, Monika Steinhauser  als Geschäftsführerin 
mit einer halben bezahlten Stelle und die Ehrenamtlichen,  Katharina Gierer , Brigitte Jacob-
sen und Beata Miarecka  und ab Herbst verstärkten uns Regine Nowack  und Lydia Eholzer . 
Sarah Hergenröther leitete weiterhin die  save me -Kampagne (s. Pkt. 4) und Rebecca Kilian-
Mason  das Projekt Infobus für Flüchtlinge. Sie wurde dabei unterstützt durch Fatma Ali und 
das große Freiwilligenteam  (s. Pkt. 5).  
Einsatzfreudige PraktikantInnen  brachten Ideen und Arbeitskraft ein. 2012 waren das Cyrielle 
Fernandez und Undine Schmidt , Adra Brandner, Svenja Gellert, Josha Leidiig und Valentina Knapp. 
Nach dem großen Erfolg mit “WALLS – eingesperrt? ausgesperrt?” bei der Lange Nacht der 
Museen  2011 machten sich Evelyn Heinel , Silke Noetzel, Christina Ramgraber , Regine 
Schuster und Corina Simianer   mit Begeisterung und großem Erfolg an das Thema “ROOTS – 
verwurzelt – entwurzelt?” für die Lange Nacht am 20. Oktober 2012.  
Heide John hielt als Schatzmeisterin und Verantwortliche für die Buchhaltung Ordnung in 
unseren Finanzen.  
Ihnen allen gilt unser Dank!  

 
 
2.2 Ehrenamtliches Engagement in der Arbeit mit Flü chtlingen 
 
 

Ehrenamtliche bieten in den Gemeinschaftsunterkünften Kinder- und Hausaufgabenbetreuung, 
Deutschunterricht u.v.a.m. an. Sie kümmern sich um Einzelne, um Patenkinder oder um ganze 
Familien. Als SprachpartnerInnen unterstützen sie die Integrationen von Einzelpersonen. Beim 
Infobus erklären sie Neuankömmlingen das Asylverfahren und die Bedeutung der einzelnen 
Behörden, mit denen sie zu tun haben. Sie helfen Jugendlichen bei der Lehrstellensuche. Sie 
fangen die Flüchtlinge auf, wenn diese gerade wieder einmal vor einer Wand zu stehen glau-
ben. Sie lernen dabei eine ganze Menge über die Verhältnisse anderswo, aber auch einiges 
über unsere eigene Gesellschaft und ihren Umgang mit Flüchtlingen. 
 
Wir unterstützen die Ehrenamtlichen durch Einführungs- und Fortbildungsveranstaltungen und 
durch telefonische und persönliche Beratung im Büro. Die Einzelgespräche, in denen die jewei-
ligen Interessen der „Neuen“ abgefragt und mit der Nachfrage in Einklang gebracht werden, 
führte meistens Sarah Hergenröther. 
 
Dem MFR-Sommerfest für Ehrenamtliche war Petrus dieses Jahr wohl gesonnen. Wir konn-
ten im Innenhof der Goethestraße 53 zusammen essen, trinken und ratschen. Das nur wenige 
Tage zuvor ergangene Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Asylbewerberleistungsgesetz 
bot noch einen zusätzlichen Grund zum Feiern.  
 
Das Plenum  fand 2012 jeden Monat statt. Es bietet eine Plattform für den Austausch von In-
formationen, Erfahrungen und Aktionsideen. Neuen InteressentInnen gibt es die Gelegenheit 
uns und unsere Arbeit kennen zu lernen. Das des städtischen Büros für Rückkehrhilfen, die  
Asylgruppe von amnesty international, das  „Café 104“ und die LehrerInnen der Flüchtlingsklas-
sen an der städtischen Berufsschule zur Berufsvorbereitung am Bogenhauser Kirchplatz  
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(„Boki“) waren regelmäßig vertreten. Die Zahl der TeilnehmerInnen ist 2012 signifikant ange-
stiegen. 
Mit dem MFR-Protokoll  erhielten monatlich 420 Personen eine Zusammenfassung der wich-
tigsten Neuigkeiten für die Flüchtlingsarbeit in München  
 
 
2.3 Telefonische und persönliche Beratung im MFR-Bü ro 
 
 

Die Beratungsangebote des MFR-Büros werden von Flüchtlingen, ehrenamtlich Engagierten 
und vielen  anderen Menschen genutzt, die privat oder beruflich mit einem Flüchtlingsschicksal 
konfrontiert sind wie z.B. MitarbeiterInnen von Krankenhaussozialdiensten und Frauenhäusern, 
TherapeutInnen usw. und natürlich auch MitarbeiterInnen anderer Stellen aus der Flüchtlings-
arbeit in München.  
JournalistInnen, WissenschafterInnen, StudentInnen und SchülerInnen holen bei uns In-
formationen für ihre Arbeiten ein. 
 
Die Flüchtlinge, die bei uns Rat und Hilfe suchen, haben meist schon eine lange von Hoffnun-
gen und Rückschlägen geprägte Zeit in Deutschland hinter sich. Manchmal können wir schon 
mit einfachen Tipps oder kurzen Anrufen bei einer Behörde Abhilfe schaffen, oft nur durch Zu-
hören etwas Erleichterung verschaffen. Manche begleiten wir über Jahre – wie z.B. Herrn Kofi 
(Name geändert) aus Togo: 
 
Herr Kofi flüchtete nach der Niederschlagung der Demokratiebewegung 1994 nach Deutsch-
land. Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (heute Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge) erkannte ihn als Flüchtling im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention 
an. Sein Anwalt klagte daraufhin auf eine Anerkennung als Politisch Verfolgter nach GG Art. 
16a“. Erst 2002 befasste sich das zuständige Verwaltungsgericht mit der Klage – und hob die 
frühere BAFl-Anerkennung auf. Inzwischen hatte Herr Kofi eine Deutsche aus D. kennen- und 
lieben gelernt. Das glückliche Paar heiratete. In D. fand Herr Kofi keine Arbeit und als ihm sein 
in München lebender Bruder Job und Wohnung vermitteln konnte, zog er nach München. Seine 
Frau wollte ihre Heimatstadt nicht verlassen und so pendelte Herr Kofi jedes Wochenende nach 
D.  
2007 lernte seine Frau einen anderen Mann kennen und wollte sich von ihm trennen. Jetzt un-
terstellte ihm die Ausländerbehörde, eine Scheinehe geführt zu haben. Dadurch habe er sein 
Recht auf eine Aufenthaltserlaubnis verloren. Herr Kofi fiel aus allen Wolken. Obwohl er zahlrei-
che Belege über seine regelmäßigen Fahrten nach D. vorlegen konnte, wollte man ihm nicht 
glauben. Damals wandte er sich erstmals an den Münchner Flüchtlingsrat.  
Es folgte ein jahrelanger Kampf. Herr Kofi klagte. Die Ausländerbehörden in D. und in München 
stritten wegen der Zuständigkeit. Wieder ließ sich das Gericht Zeit. Die Ausländerbehörde ent-
zog ihm die Arbeitserlaubnis. Herr Kofi wurde immer verzweifelter und erkrankte schließlich an 
einer schweren Depression. Erst im April 2012 kam es zur Verhandlung. Der Richter sah den 
Vorwurf der Scheinehe nicht bestätigt.  
Die ganze Zeit über hatten wir ihn begleitet, Mut zugesprochen, mit Rechtsanwälten (die sich 
ebenfalls sehr engagiert für ihn eingesetzt hatten) und MitarbeiterInnen der Ausländerbehörden 
in D. und in München telefoniert.  
Gleich nach dem positiven Urteil erhielt Herr Kofi ein Arbeitsplatzangebot bei einem Überset-
zerservice. Dafür hätte er aber eine Aufenthaltserlaubnis benötigt – wozu er erst einen togoi-
schen Pass besorgen musste. Als er einige Monate später endlich die Aufenthaltserlaubnis in 
Händen hielt, war die Stelle schon anderweitig besetzt. Inzwischen hat Herr Kofi wieder einen 
Arbeitsplatz gefunden. Das Leben kann wieder beginnen. 
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Dank zweckgebundener Spenden konnten wir anerkannte Flüchtlinge darin unterstützen, ihre 
Kinder und Ehepartner nach München zu holen . Dabei arbeiteten wir 2012 eng mit Frau 
Töpfer von der Inneren Mission / Diakonia zusammen, die weitere Zuschüsse einwerben konn-
te. Gemeinsam sorgten wir so für viele glückliche Gesichter.  
Auch Zuschüsse zu den Sozialtickets zum Besuch der Deutschkurse  des Vereins Deutsch 
für Flüchtlinge e.V. waren aufgrund entsprechender Spenden in vielen Fällen möglich.  
 
Wenn wir mit unserem Wissen an Grenzen stoßen, vermitteln wir natürlich auch an jeweils 
kompetentere Beratungsstellen wie z.B. die Asylberatung von Amnesty International, die 
„Rechtshilfe für AusländerInnen“ im EineWeltHaus, Café 104, den Verband binationaler Ehen 
und Familien, die Migrationsberatungsstelle des BRK und das städtische Büro für Rückkehr- 
und Integrationshilfen „Coming home“.  
 
Z.B. ein Tag im Mai 2012 
·  Frau Ramgraber vom Vorbereitungsteam für die „Lange Nacht der Museen“: Die Künstlerin 

Dr. Mahbuba Maqsoodi wird sich beteiligen. 
·  Die Geschäftsführerin von Kofra e.V. (Kommunikationszentrum für Frauen zur Arbeits- und 

Lebenssituation) fragt, ob MFR sich an einer Veranstaltung zum Thema Flüchtlingsfrauen 
am 27.6. beteiligen möchten. Wir sagen zu. 

·  Im Büro: Frau S. aus dem Irak. 2010 hatten wir sie und andere irakische Frauen in Mün-
chen bei ihrem Kampf für eine Aufenthaltserlaubnis unterstützt. Nun will sie mit ihren in 
Deutschland geborenen Kindern in den Nordirak fahren, weil diese nur dort irakische Pässe 
bekommen können. Die Mutter möchte, dass ihre Kinder genauso  reisen können, wie de-
ren KlassenkameradInnen. Die Ausländerbehörde will keine „Reiseausweise für Ausländer“ 
ausstellen – die Passbeschaffung im Nordirak wird als zumutbar betrachtet. (Wie wir später 
erfahren, ist glücklicherweise alles gut gegangen.)   

·  Herr T. aus Äthiopien sucht ehrenamtliche Hilfe für seine Vorbereitung auf die B1-Deutsch-
Prüfung. 

·  Herr M., ehrenamtlicher „Pate“ für eine somalische Familie, hat für diese eine Wohnung 
gefunden. Er möchte wissen wie es mit dem Anspruch auf Möbel aussieht.  

·  Frau B. sucht einen Afghanisch-Dolmetscher für einen Museumsbesuch mit jungen Flücht-
lingen – das wird Hamon Tanin, unser Praktikant aus dem Jahr 2009 übernehmen.  

·  Herr K.: er betreut eine alleinerziehende Mutter, die wg. „illegaler Einreise und Urkunden-
fälschung“ (mit falschem Pass eingereist) einen Strafbefehl über 70 Tagesätze à 15 € er-
halten hat. Wir empfehlen, dass die Frau dagegen Einspruch einlegt. 

·  Im Büro: mehrere Flüchtlinge wegen Geld für Sozialtickets für den Deutschkursbesuch. Da 
wir gerade genug in unserem einschlägigen Spendentopf haben, können wir helfen.  

·  Herr „Kofi“ (s.o.): die Sachbearbeiterin der Ausländerbehörde in D. hat sich bei ihm wegen 
der falschen Verdächtigung auf Scheinehe entschuldigt. So etwas hat wirklich Seltenheits-
wert! 

·  Eine Sozialarbeiterin aus der Bayernkaserne teilt mit, dass das Fußballtraining für junge 
Flüchtlinge jetzt begonnen hat. 70 junge Männer wollten mitmachen!  

·  Frau M.: sie kümmert sich um einen jungen Mann aus Afghanistan und ist aufgebracht über 
dessen Ablehnungsbescheid: „Ein kümmerliches Leben am Rande des Existenzminimums 
ist in Kabul möglich und zumutbar.“ 



- 7    - 
 
 
 
 
 

2.4  Vernetzung mit anderen Organisationen und Einr ichtungen  
 
 

Wir nahmen regelmäßig an den Treffen folgender Arbeitskreise teil: 
·  AK Fernehe 
·  AK UMF der bayerischen Wohlfahrtsverbände 
·  Ausschuss für Ausländer- und Zuwanderungsrecht, Diskriminierungsfragen, Migrations- und 

Flüchtlingspolitik des Ausländerbeirats 
·  Fachbasis Asyl 
·  Facharbeitskreis Interkulturelle Arbeit REGSAM Sendling 
·  Facharbeitskreis Migration REGSAM Mitte 
·  FöBE – Verbund zur Förderung von Bürgerschaftlichem Engagement 
·  Hausbeirat des Internationalen Beratungszentrums  
·  Kuratorium der Caritas Akademie der Nation 
·  Migrationspolitische Runde der Grünen im Rathaus 
·  NeSta – Netzwerk Stadelheim 
·  Plenum des Bayerischen Flüchtlingsrats 
·  Vollversammlungen des Ausländerbeirats 
·  Arbeitskreis „Fernehe“ 
Dazu kamen noch einzelne Termine, wie z.B. das „Infofrühstück“ im Jugendinformationszent-
rum, bei dem wir uns gegenseitig über unsere Arbeit informierten und über mögliche gemein-
same Projekte sprachen. 
Insgesamt kamen monatlich 4 - 5 Vernetzungstermine zusammen – die Arbeitstreffen zur Vor-
bereitung der Ausstellungen nicht eingerechnet. 
 
 
2.5  Weiterbildung 
 

 
2.5.1 Weiterbildung der MFR-MitarbeiterInnen 
 
 

�  Asyl-Seminar des Asyl-Arbeitskreises von Amnesty In ternational München (23.-24. 
Juni). Diese wichtige Fortbildungsveranstaltung in Ohlstadt befasste sich 2012 mit folgenden 
Themen:  

-  Dublin-II-Verfahren, Situation für Flüchtlinge in osteuropäischen Staaten  
-  Rechtliche Änderungen und aktuelle Rechtsprechung zu Asyl  
-  Rückkehrhilfen – Projekt „Coming Home“ (Referentin: Dr. Inge Kapraun, LHM, Büro für 

Rückkehrhilfen) 
-  Die aktuelle Situation in Somalia (Refernt: Abdirahman Osman, Journalist, München)  
-  Die aktuelle Situation in Syrien (Referentin: Sarah Hergenröther) 
 
�  Hohenheimer Tage zum Ausländerrecht:  2012 unter dem Motto „Solidarität“  – vom 27.-

29. Jan. 
�   „Der Herr behütet die Fremdlinge“ - Studientag Flü chtlingsarbeit und Kirchenasyl  – 

17. März in Nürnberg, mit dem Schwerpunkt „EU-Grenzpolitik“. 
�  Fachtag „Dem Fluch ausgeliefert“  (zur Lage von Zwangsprostituierten unter Juju-Fluch) 

im Kreisverwaltungsreferat  - 16. Feb. 
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2.5.2 Unsere Fortbildungsangebote für Ehrenamtliche  in der  
Flüchtlingsarbeit  

 
 

Diese Veranstaltungen führen wir seit etlichen Jahren gemeinsam mit der IG  (InitiativGruppe – 
Interkulturelle Begegnung und Bildung e.V.) durch. Die von uns im Herbst 2010 entwickelten 
vier Bausteine für eine Grundlagen-Aus- und Fortbildung im Bereich ehrenamtlicher Flücht-
lingsarbeit stießen auch 2012 wieder auf großes Interesse 
 
 
Unsere Angebote im Jahr 2012 im Überblick: 
 
4. Feb. „Praktische Arbeit mit Texten und Rechenaufgaben“ 
24. März „Auf die Stärken bauen“ 
24. April „Asylgesuch und dann?“ 
09. Mai Wie können Eltern und Ehrenamtliche ihre Kinder schulisch unterstützen? 

Was kann der Beitrag der Ehrenamtlichen bei der schulischen Entwicklung 
der geförderten Kinder sein? 

9. Mai „Aufenthalt? Ja! Aber welcher?“ 
22. Mai „Essenspaket und Gemeinschaftsunterkunft oder doch Hartz IV?“ (Sozial-

leistungen für Flüchtlinge) 
17. Juni „Asylgesuch und dann?“ 
28. Juni „Umgang mit interkulturellen Konflikten“ 
3. Juli „Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge – Fluchtgründe und Aufnahmebe-

dingungen“ 
4. Juli „Aufenthalt? Ja! Aber welcher?“ in Freising 
9. Juli „Aufsichtspflicht und Versicherungsschutz“ (im Sozialreferat durch einen 

Mitarbeiter der Stelle für Bürgerschaftliches Engagement)   
24. Juli „Umgang mit interkulturellen Konflikten“ 
28. Aug. „Aufenthalt? Ja! Aber welcher?“ in Moosburg 
5. Sept. „Essenspaket und Gemeinschaftsunterkunft oder doch Hartz IV?“ in Freising 
27.Sept. „Asylgesuch und dann?“ 
18. Okt. „Aufenthalt? Ja! Aber welcher?“ 
20. Okt. „Auf die Stärken bauen“ Fortbildung für HausaufgabenbetreuerInnen 
25. Okt. „Essenspaket und Gemeinschaftsunterkunft oder doch Hartz IV?“  

 
 
2.6  Gespräche mit Behörden und PolitikerInnen 
 
 

10. Jan. Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

7. Feb  Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

13. Feb. Teilnahme an der Migrationspolitischen Runde der Rathaus-Fraktion von Bünd-
nis90/Die Grünen zu aktuellen Themen in der Münchner Flüchtlingsarbeit mit 
der Leiterin des Stadtjugendamts, Frau Kurz-Adam.  

14. Feb. AK UMF der bayerischen Wohlfahrtsverbände in Nürnberg mit VertreterInnen 
des UNHCR   
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16. Feb. Teilnahme am Fachtag „Dem Fluch ausgeliefert“ (zur Lage von Zwangsprostitu-
ierten unter Juju-Fluch) im Kreisverwaltungsreferat 

21. März Teilnahme am Sondertermin der Migrationspolitischen Runde (Rathaus-
Fraktion von Bündnis90/Die Grünen) in der Bayernkaserne  

26. März Teilnahme an der Vollversammlung des Ausländerbeirats 

3. April Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

18. April Teilnahme an der Sondersitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskri-
minierungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats zur Vorbe-
reitung eines Gedenktags für die Opfer der NSU-Morde 

7. Mai „Arabellion – ein Jahr danach“ Grüne Landtag im Bayerischen Landtag (Ve-
ranst. Bündnis 90 / Die Grünen)    

8. Mai Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

22. Mai  Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats Schwerpunkt 
Flüchtlinge und Gesundheit 

5. Juni Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

13. Juni Gesprächsrunde „Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ – Kinderkommission 
des Bayerischen Landtags 

25. Juni Teilnahme an der Migrationspolitischen Runde der Rathaus-Fraktion von Bünd-
nis90/Die Grünen zu aktuellen Themen in der Münchner Flüchtlingsarbeit mit 
Vertretern des Schulreferats 

27. Juni AK UMF der bayerischen Wohlfahrtsverbände in der Bayernkaserne in Mün-
chen mit VertreterInnen des UNHCR sowie Stadt und Landkreis Augsburg in 
Augsburg 

3. Juli Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats Schwerpunkt 
Flüchtlinge und Gesundheit 

6. Juli Teilnahme und Vortrag bei der save-me-Resettlement-Konferenz in München 

18. Sept. Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

24. Sept. Teilnahme an der Vollversammlung des Ausländerbeirats – Schwerpunkt: Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund in der Ausbildung 

9. Okt. Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats mit der Leitung 
der Ausländerbehörde   

25.Okt.  AK UMF der bayerischen Wohlfahrtsverbände in der Bayernkaserne in Mün-
chen VertreterInnen des UNHCR  

8. Nov. Gespräch im Amt für Wohnen und Migration zu unserer finanziellen Lage  

14. Nov.  Gespräch mit der Fraktion der SPD im Rathaus 

20. Nov. Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats   
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23. Nov. Teilnahme an der Kuratoriumssitzung der Caritas-Akademie der Nationen – mit 
MdE Barbara Lochbihler. Thema: „Aktuelle menschenrechtliche Lage der Sinti 
und Roma in den Herkunftsländern – Europäische Integrationsstrategien“ 

26. Nov. Teilnahme an der Vollversammlung des Ausländerbeirats 

4. Dez. Teilnahme an der Sitzung des Ausschusses 4 "Ausländerpolitik, Diskriminie-
rungs- und Flüchtlingsfragen" des Münchner Ausländerbeirats 

11. Dez. 
 

Teilnahme an der Migrationspolitischen Runde der Rathaus-Fraktion von Bünd-
nis90/Die Grünen zu aktuellen Themen in der Münchner Flüchtlingsarbeit, 
Schwerpunkt Altersfestsetzung bei UMF 

 
 
Weitere Gesprächskontakte mit Behördenvertretern gab es im Rahmen der monatlichen Treffen 
der "Fachbasis Asyl" (bei denen die Abteilung „Wirtschaftliche Hilfen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz“ sowie das Stadtjugendamt / Vormundschaften regelmäßig vertreten sind und 
am 1.3. auch ein Gespräch mit der Leiterin der Ausländerbehörde, Frau Döbrich, stattfand,  und 
der REGSAM-Facharbeitskreise  Migration (Regsam Mitte) und Interkulturelle Arbeit (Sendling) 
bei denen der MFR regelmäßig vertreten war. Dazu kamen noch "informelle Kontakte" bei ver-
schiedenen Einladungen im Rathaus. 
 
 
 
�  Telefonische und / oder schriftliche Kontakte mit B ehörden und PolitikerInnen: 
 

 
Amt für Wohnen und Migration der LHM 
Ausländerbeirat der Landeshauptstadt München 
Agentur für Arbeit, München 
Antidiskriminierungsstelle für Menschen mit Migrationshintergrund - AMIGRA 
Bayerisches Innenministerium 
Bayerisches Sozialministerium 
Bezirksausschüsse 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Coming Home Rückkehr- und Integrationsberatungsstelle der LHM 
Kreisverwaltungsreferat LHM 
StadträtInnen, MdLs und MdBs  
Regierung von Oberbayern, Sachgebiet Unterkunftsverwaltung 
Sozialbürgerhäusern 
Stadtjugendamt 
UNHCR Deutschland 
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2.7   Einladungen  
(zu denen wir es geschafft haben…) 

 
 

12. Jan. Vernissage – Werke aus der Kunsttherapie in der JVA Stadelheim 

6. Feb. Jahresempfang des Münchner Ausländerbeirats mit Preisverleihung „Münchner 
Lichtblicke“  

13. Juni Eröffnung der Fotoausstellung „STATUS“ im Senatssaal des Maximilianeums 

29. Juni Eröffnung der neuen Räume von Refugio München 

12. April CONDROBS PUERTO – Eröffnung von zwei weiteren Häusern für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge 

26. Juli Sommerfest der SCHLAU-Schule 

8. Okt. Empfang für im Sozialbereich tätige Bürgerinnen und Bürger im Alten Rathaus-
saal 

8. Okt. Stehempfang für im Sozialbereich tätige Münchner Bürgerinnen und Bürger 

17. Okt.  20 Jahre Russische Sozialberatung des Tolstoi Hilfs- und Kulturwerks 

24. Okt.  Abschied Anni Kammerlander (Refugio München)  

5. Nov. Verleihung der Kerschensteiner Medaille 2012 an Michael Stenger 

29. Nov. „Weil ich nicht an die Zukunft denken kann“ Vernissage der Ausstellung mit 
Fotografien von jugendlichen Flüchtlingen im Amt für Wohnen und Migration  

6. Dez. 20 Jahre Lichterkette 
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3  Öffentlichkeitsarbeit und Stellungnahme zu flüch tlings-       
        politischen Fragen 
 
 
Die Lange Nacht der Museen 2012: 
 

  

 „ROOTS – verwurzelt? – entwurzelt?“  
Welche Rolle spielen unsere Wurzeln für unsere Identität? Der 
Münchner Flüchtlingsrat bot Magdalena Hutter, Mahbuba Maqsoo-
di, Nanni Schiffl-Deiler, Benjamin Wang und jungen KünstlerInnen 
des International Munich Art Lab eine Plattform, um dieser Frage 
Gestalt zu verleihen – ob in Film, Fotografie, als Skulptur oder In-
stallation. Wir luden ein zu spannenden Impressionen, begleitet 
von der Filmvorführung „Almanya“. Bei Snacks sowie heißen und 
kalten Getränken konnten die Gäste neue Energie tanken und sich 
über ihre Impressionen austauschen. 
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3. 1 Veranstaltungen – Übersicht 
 
6. Februar 
 

Infostand  beim Jahresempfang des Ausländerbeirats mit Lichtblicke-
Preisverleihung im Alten Rathaussaal  
 

18. März Podiumsteilnahme bei der Diskussion mit dem Publikum nach der Filmvorfüh-
rung „Adrift – People of a Lesser God“ im Rahmen der Menschenrechtsfilm-
reihe Best.Doks im ARRI-Kino 
 

30. März 
 

Demonstration im Flughafen München gegen Abschiebun gen im Rahmen 
von Dublin II  - Der MFR war Unterstützer und Mitaufrufer 
 

13. April Informationen zu den Lebensbedingungen junger Flüchtlinge für Teilnehmer-
Innen am Freiwilligen Sozialen Jahr.  
 

27. April Informationen über unsere Arbeit für angehende Erzieherinnen 
 

29. April 
 

Podiumsteilnahme  „Abschiebung der Roma in den Kosovo“  im Rahmen der 
MVHS-Veranstaltungsreihe „Stimmen der Roma“ im Gasteig.  
 

1. Mai Infostand  bei der DGB-Veranstaltung 
 

23. Mai Lagerland-Demo  für eine jugendgerechte Unterbringung, Jugendhilfe und glei-
che Bildungsrechte für junge Flüchtlinge  - im Rahmen der Lagerland-
Aktionswochen. Der MFR war Unterstützer und Mitaufrufer. 
 

26. Mai Lagerland-Abschluss-Demo  - im Rahmen der Lagerland-Aktionswochen. Der 
MFR war Unterstützer und Mitaufrufer. 
 

21. Juni „30 Jahre Internationales Beratungszentrum der Land eshauptstadt Mün-
chen – 30 Jahre gelebte Vielfalt“ – Offenes Büro 
 

27. Juni Vortrag und Diskussion „Schutz für Flüchtlingsfrauen vor Gewal t“ im 
Kommunikationszentrum für Frauen zur Arbeits- und Lebenssituation e.V. kofra 
 

11. Juli Informationen über die Arbeit des MFR für Hebammenschülerinnen aus der 
Klinik in der Maistraße 
 

25. Juli Nachtdemo „Solidarität mit den  hungerstreikenden F lüchtlingen! Gegen 
Lagerzwang, Residenzpflicht und Abschiebungen! – Veranstalter: Karawane 
München - Der MFR war Unterstützer und Mitaufrufer. 
 

27. Juli MFR-Sommerfest für Ehrenamtliche im Innenhof der Goethestraße 53 
 

28. Sept. Tag des Flüchtlings – Infostand am Richard-Strauß-Brunnen, gemeinsam mit 
dem AK Asyl von amnesty international München 
 

8. Okt. Fachgespräch „Junge Afghanen: Abschiebegefahr und M itwirkungspflich-
ten“ mit Rechtsanwältin Gisela Seidler – gemeinsam mit dem Bayerischen 
Flüchtlingsrat 
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20. Okt. Lange Nacht der Museen: „ROOTS – verwurzelt? entwur zelt?“ 
 

24. Okt. Infostand  bei der „Infobörse für Frauen aus aller Welt“ im Alten Rathaus 
 

31. Okt. Vortrag über Deutschlands Umgang mit Roma-Flüchtlin gen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien  für eine Gruppe junger Menschen aus Serbien – im In-
ternationalen Jugendgästehaus in Dachau 
 

14. Nov. Informationen  über Flüchtlingsthemen und unsere Arbeit für SchülerInnen des 
Gymnasiums in Moosach  (für Schulprojekt) 
 

21. Nov. Informationen  zum Thema  Flucht aus Afrika für SchülerInnen des Siemens-
Gymnasiums  
 

22. Nov.  Film (Shousha Camp), Kurzvortrag und Podiumsdiskuss ion „Der ‚Arabi-
sche Frühling‘ und die europäische Grenzpolitik“ – mit Prof. Dr. Stephan 
Stetter (Universität der Bundeswehr München), Barbara Lochbihler MdEP, Klaus 
Frhr. von der Ropp (freier Politikberater), Christiane Berger, (DGB Bayern) und 
Costas Gianacacos (Stadtrat). Gemeinsame Veranstaltung von MFR, save-me-
Kampagne, heimaten e.V, amnesty international AK Asyl München, Refugio und 
Nord-Süd-Forum München e.V. 
 

13. Dez. Beteiligung an einer Diskussionsveranstaltung der ai-Hochschulgruppe , zu den 
gängigen Vorurteile gegen Flüchtlingen 
 

22. Dez. „STOP Deportations to Afghanistan – Bleiberecht jet zt!“ – Veranstalter: 
Bayerischer Flüchtlingsrat. Der MFR war Unterstützer und Mitaufrufer. 
 

 
 

 
�  Der MFR gehörte auch 2012 wieder zu den Organisationen, die zum Studientag Flücht-

lingsarbeit und Kirchenasyl einluden (turnusgemäß in diesem Jahr in Nürnberg). Außer-
dem sind wir auch am „Politischen Samstagsgebet “ beteiligt, das einmal im Monat statt-
findet.  

 
�  Unterstützung von Veranstaltungen anderer Organisat ionen: 
 

Aufruf zu Protesten gegen die NATO-Sicherheitskonferenz am 2. Feb. in München (Tref-
fen prominenter Fluchtverursacher und Streubombenwerfer). Veranstalter: Aktionsbündnis 
gegen die NATO-Sicherheitskonferenz   

 
�  „Interviews“ – Informationen über die Flüchtlingsar beit, den MFR und speziellen 

Themen für SchülerInnen StudentInnen und Wissenscha ftlerInnen 
o SchülerInnen und StudentInnen suchten bei uns Input für Haus-, Fach- oder Ab-

schlussarbeiten rund um das Thema Flüchtlinge. 
o Eine Mitarbeiterin des BAMF befragte uns für ein Forschungsprojekt zur „Zielstaats-

wahl“  
o Ein Deutschlehrer des Goetheinstituts in Brasilien befragte uns zum ehrenamtlichen 

Engagement im Flüchtlingsbereich 
o Wir gaben Auskunft zur Situation von Flüchtlingen mit Behinderungen für die städti-

sche Inklusionsstudie 
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o BewerberInnen für die Deutsche Journalistenschule suchten Informationen und Kon-
takte zu Flüchtlingen (eines der Themen, mit denen man sich 2012 bewerben konn-
te) 

 
�  Unsere Ausstellungen auf Wanderschaft 
 

„Sinti und Roma in Europa zuhause“ 
wurde gezeigt: 
März 2012: Jugendinformationszentrum München 
November 2012: in Glauchau (Sachsen) Jugendhaus Würfel 

 
 
�  Broschüre „Einblick – Sinti und Roma“ 
Die Erstellung dieser Broschüre – die dann Anfang 2013 erschien, beschäftigte uns das ganze 
Jahr über. Sie enthält über die Inhalte der Ausstellung „Sinti und Roma in Europa zuhause“ hin-
aus noch viele wichtige und interessante Beiträge unterschiedlicher AutorInnen. 
 
 
3.2  Presse 
  

10., 11., 
12., 13. 
und 16. 
Jan. 

Zahlreiche Presseanfragen wegen des Hungerstreiks der jungen Afghanen in 
der Bayernkaserne (AZ, dapd, ARTE, Monal Lisa, Antenne BY, Bayer. Fe rnse-
hen, SZ, dpa, RTL, taz, …) 

11. Jan. Radio POP fm – Interview zum Hungerstreik der jungen Afghanen 
13. Jan.  Deutsche Welle, Afghanistan-Redaktion – Interview zum Hungerstreik der jun-

gen Afghanen 
13. Jan. 
 

Taz - „Minderjährige Flüchtlinge im Hungerstreik - "Niemand ist für uns verantwort-
lich" 

16. Jan.  Radio 3eckland Freiburg – Interview zum Hungerstreik der jungen Afghanen 
16. Jan. Radio Z Nürnberg – Interview zum Hungerstreik der jungen Afghanen 
16. Jan.  BR Notizbuch – Interview zur Auslagerung von Asylantragstellern in die Flugha-

fenunterkunft 
25. Jan.  Radio Lora  – Interview zur Situation der Flüchtlinge in der Flughafenunterkunft 
30. Jan. BR 2 - Interview zu Aufenthaltstiteln und zu unbegleiteten minderjährigen Flücht-

lingen 
14. Febr. BR – Interview zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
  
22. Febr. MM – Interview zum Arbeitsmarktszugang für Rumänen und Bulgaren 
14. März Spiegel, dpa RTL Anfragen zum Fall des ausreisepflichtigen Babys  
15. März SZ – „Abschiebe-Bescheid für Säugling“ 
15. März Zahlreiche weitere Presseanfragen zum ausreisepflichtigen Baby 
16. März SZ – „Abschiebebescheid künftig mit Zusatz “ 
19. März BR - Hintergrundinformationen für eine Sendung über unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge  
24. März AZ – „Brief an Kind (2) ‚Bitte verlassen S ie Deutschland’“ Interview mit der 

Mutter des ausreisepflichtigen Babys im MFR-Büro 
26. März WDR – Anfrage zum ausreisepflichtigen Baby 
30. März  Stud. Journalistenschule für Artikel im MM 
23. Mai Radio 94,5  - zu Essenspaketen 
9. Juli DER SPIEGEL - Anfrage wegen GU in Seel 
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17. Sept. SZ – Anfrage zu Ehrenamtlichen in dezentralen GUs 
SZ  - Anfrage zu Erfahrungen von Zimmermädchen zur Wiesn-Zeit 

18. Sept. BR - Anfrage wegen Syrien-Demo 
19. Sept. Radio M94,5  - Interview zur Umsetzung des AsylbLG-Urteils des Bundes-

verfassungsgerichts 
31. Okt. TV-Journalistin : Hintergrundinformationen zur Bayernkaserne 
13. Nov. MM – Interview zur Bayernkaserne 
21. Nov. BR Interkulturelles Magazin  - Interview zur Arbeit des MFR 
26. Nov. BR – zu Flüchtlingen mit überlangen BAMF-Wartezeiten 
28. Nov. Radio on3  - Interview zu Roma-Flüchtlingen 
7. Dez. Pressemitteilung  zum Tag der Menschenrechte 
 
 
 

�  Sonstiges  
 
Wir führten zahlreiche Telefongespräche mit JounalistInnen, um sie mit Hintergrundinformatio-
nen zu den unterschiedlichsten Themen zu versorgen, stellten Fotos für Zeitungsartikel zur Ver-
fügung und vermittelten InterviewpartnerInnen. Mehrere Journalistik-StudentInnen machten im 
Rahmen ihrer Ausbildung Interviews zu verschiedenen Themen mit uns.  
 
 

 
�  Broschüre  „Exil in München – Flüchtlingspolitik und Flüchtli ngsarbeit in der bayeri-

schen Landeshauptstadt“ 
 

In diesem Heft, das vom Sozialreferat herausgegeben wurde, wird auch die Arbeit des MFR 
vorgestellt 
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3.3  Weitere Aktivitäten  
 
 
3.3.1 Asyl- und Ausländerrecht 
 
 
�  Sicherheitsrechtliche Befragung jetzt auch bei „Dul dung“ 
 
Auch AusländerInnen mit „Duldung“ müssen seit Ende 2012 eine „sicherheitsrechtliche Befra-
gung“ (sog. „Terroristenfragebogen“) über sich ergehen lassen. Da das wegen Arbeitsüberlas-
tung der Ausländerbehörde oft nicht am Tag der Vorsprache wg. Verlängerung/Ausstellung der 
„Duldung“ möglich war, wurden die AntragstellerInnen ohne Duldung aber mit einem Terminzet-
tel für die Befragung wieder weggeschickt. Wir schrieben die Leitung der ABH an, dass doch 
niemand ohne irgendeinen „Titel“ unterwegs sein darf. Daraufhin wurden zunächst die Duldun-
gen wieder gleich ausgestellt. Sollten die Antragsteller dann aber in größerem Ausmaß nicht 
zum Befragungstermin erscheinen, würde man wieder zur alten Praxis zurückkehren. Die Über-
lastung der ABH zwingt die „Geduldeten“ wegen der Verlängerung zwei Tage frei zu nehmen, 
was ihre ohnehin prekären Arbeitsverhältnisse gefährdet.   
 
 
�  Keine Bleiberechtsregelung in 2012 
 
Alle Hoffnungen auf eine stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung blieben 2012 vergeblich.  
 
 
�  Arbeit 
 
Die Bundesregierung sperrte sich vehement gegen Pläne das Arbeitsverbot für Asylantragstel-
lerInnen in der Neuauflage der Europäischen Aufnahmerichtlinie auf 6 Monate zu begrenzen. 
Der Kompromiss, der 2013 verabschiedet werden soll, sieht nun 9 Monate Arbeitsverbot vor. 
 
 
�  Einsatz von Spracherkennungsprogrammen bei den Anhö rungen durch das Bundes-

amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
 
Nach den 2011 eingeführten hochumstrittenen Videoanhörungen wurde 2012 ein weiterer Ver-
such des BAMF gestartet, mittels neuer Technologien Arbeitskraft zu sparen: Anhörer diktierten 
schon während des Interviews das Protokoll in ein Spracherkennungsprogramm. Wir bekamen 
das Protokoll einer Anhörung zu lesen, bei der zufällig eine Ehrenamtliche zugegen gewesen 
war. Das Protokoll war nicht nur unverständlich – so fehlten Satzzeichen weitgehend, sondern 
es gab auch Inhalte teilweise völlig verfälscht wieder. Ganz offensichtlich war es vor Herausga-
be nicht von einem menschlichen Wesen durchgelesen worden. Bei den Hohenheimer Auslän-
derrechtstagen im Januar 2013 brachten wir das Problem gegenüber einem BAMF-Vertreter zur 
Sprache. Er meinte, das Programm befände sich noch in einer Lernphase – es müsse sich an 
die Stimme des Anhörers gewöhnen. Wir finden, dass solche Trainings nicht am lebenden Ob-
jekt vorgenommen werden dürfen. Das Protokoll ist die Grundlage der Entscheidung über den 
Asylantrag (die ja oft nicht vom Anhörer, sondern von einer dritten Person ergeht, die den Asyl-
suchenden nie kennengelernt hat – aber seine Glaubwürdigkeit beurteilen soll) und damit das 
weitere Leben des Flüchtlings. Die BAMF-Praxis zeigt eine erschreckende Einstellung gegen-
über Schutzsuchenden!  
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�  Roma-Schnellverfahren 
 
Im Herbst nahmen die Asylanträge von – v.a. – Roma aus Serbien, Mazedonien, Bosnien und 
Montenegro stark zu. Der Bundesinnenminister sprach wieder einmal von „Missbrauch“ und gab 
die Weisung an das BAMF, dass Anträge dieser Gruppe, wenn sie vormittags gestellt wurden, 
noch am selben Tag angehört und umgehend (negativ) entschieden werden müssen. Das 
machte das Asylverfahren für diese Menschen zur Farce. Erschöpft von der Reise und ohne 
Aufklärung über das Verfahren und die Rolle der verschiedenen Behörden, hatten sie keine 
Chance ihr Anliegen mit Aussicht auf Erfolg vorzutragen.  
 
Ein großer Prozentsatz dieser Antragsteller waren früher schon in Deutschland gewesen (da-
mals als Bürgerkriegsflüchtlinge), oder waren sogar in Deutschland geboren. Sie suchten also 
eigentlich Schutz in ihrer wirklichen Heimat, als die Verhältnisse unerträglich wurden.  
 
 
�  Überlange Verfahrensdauern 
 
Der Anstieg der Flüchtlingszahlen wurde nicht mit einer entsprechenden Ausweitung der Ar-
beitskapazitäten des BAMF beantwortet. Viele Flüchtlinge mussten monatelang auf einen Anhö-
rungstermin warten und noch länger auf die Entscheidung. Mit Ausnahme der oben erwähnten 
Roma war jedoch kein System zu erkennen. Etliche Flüchtlinge konnten die Unsicherheit nicht 
länger ertragen und baten uns, an das BAMF zu schreiben und nach dem Stand ihres Verfah-
rens zu fragen. In Einzelfällen fiel daraufhin die Entscheidung recht schnell. 
 
 
 
3.3.2 Lebensbedingungen / Asylbewerberleistungsgese tz 
 
2012 geschah Revolutionäres: Am 18. Juli entschied das Bundesverfassungsgericht  über die 
Verfassungsmäßigkeit der AsylbLG-Leistungen und erkannte sie folgerichtig als verfassungs-
widrig. Nach über 19 Jahren bestätigte es damit die Position, die wir von Anfang an vertreten 
hatten: „Es darf in Deutschland keine Menschen unterschiedlicher Würde geben!“ Migrationspo-
litische Zielsetzungen dürfen keinen Einfluss auf das gewährte Existenzminimum haben, urteilte 
das Gericht darüber hinaus. Bis zur Neufassung des Gesetzes erhalten Flüchtlinge seither Leis-
tungen in Höhe der Hartz-IV-Sätze.  
Manche Behörden vollzogen das neue Recht nur sehr unwillig und so sind zum Zeitpunkt der 
Drucklegung dieses Berichts im Sommer 2013 weder die Barbeträge der Abschiebehäftlinge 
noch die Anrechnungssätze bei eigenem Einkommen angepasst worden. 
Leider war die medizinische Versorgung  nicht Teil der Klage und damit der Entscheidung. 
Nach dem Geist des Urteils dürften die bestehenden Einschränkungen allerdings ebenfalls ver-
fassungswidrig sein.  
 
�  Erstaufnahmeeinrichtungen 
 
Die Erstaufnahmeeinrichtungen in München waren das ganze Jahr über völlig überlastet. Teil-
weise wurden Neuankömmlinge wieder in die Flughafenunterkunft ausquartiert, wo sie ohne 
Betreuung und wegen der hohen MVV-Ticketpreise auch völlig isoliert waren.  
Dann ging man dazu über, die Neuangekommenen bereits nach wenigen Wochen (in der Regel 
noch vor der Anhörung durch das BAMF) weiter zu verteilen. Nur (und ausgerechnet) die unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge mussten auch 2012 bis zu 12 Monate in der Bayernkaserne 
bleiben.  
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�  Unterkunft 
 
In München wurde Ende des Jahres endlich die letzte Container-Unterkunft geschlossen (zur 
Erinnerung: Sozialministerin Haderthauer hatte 2008 die Schließung aller Containerlager bis 
Ende 2009 angekündigt). Obwohl das Ding also gute Weile hatte, lief beim Umzug manches 
nach aus früheren schlechten Zeiten bekannten Mustern: So wurden die Fahrräder der Bewoh-
nerInnen, die einige Tage nach dem offiziellen Umzug noch in der St.-Veit-Straße standen (weil 
es in der neuen Unterkunft noch keine Ständer gab) kurzer Hand in die Müllcontainer „ent-
sorgt“…  
Die Räume der Barackenunterkunft entsprechen den Leitlinien des Sozialministeriums aus dem 
Jahr 2010. Jeder Bewohner verfügt über 7 m². Familien haben ein großes Zimmer mit Kochni-
sche und ein 7 m² Kinderzimmer, sowie eigene Dusche und WC. Ein großer Fortschritt! Nicht 
akzeptabel (und auch nicht rechtmäßig) ist aber, dass keine Satellitenschüsseln angebracht 
werden dürfen und die BewohnerInnen so von Nachrichten aus der Heimat abgeschnitten wer-
den. 
 
�  Auszugserlaubnisse – erste Bilanz 
 
2011 trat die Neuregelung in Kraft, nach der künftig Flüchtlingen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach den §§ 23(19, 24, 25 (4), 25 (4a) oder 25 (5) AufenthG aus den Gus ausziehen dürfen. 
Darüberhinaus sollenFamilien mit minderjährigen Kindern bereits nach der BAMF-Entscheidung 
und kinderlose Erwachsene 4 Jahre nach der BAMF-Entscheidung auf Antrag privat wohnen 
dürfen. Hierfürwar eine Obergrenze von 500 Personen für ganz Bayern festgelegt worden. 
Die Bilanz des Sozialministeriums ergab für den Zeitraum vom 8.4.11 bis 30.9.12: 
284 positive Entscheidungen, die 773 Personen betrafen. Von denen haben allerdings nur 139 
Fälle (351 Personen) tatsächlich eine Wohnung gefunden und konnten ausziehen.  
Die 260 negativen Entscheidungen (580 Personen) wurden überwiegend mit mangelnder Mit-
wirkung begründet.  
 
�  „Dezentrale Unterkünfte“ in den Umland-Landkreisen 
 
Nachdem die Reg. v. Obb. angesichts steigender Flüchtlingszahlen bei den Landkreisen ver-
geblich um geeignete Objekte für neue Gemeinschaftsunterkünfte nachgefragt hatte, wurden 
diese schließlich verpflichtet, die Asylsuchenden selbst unterzubringen. Das führte 2012 dazu, 
dass im gesamten Münchner Umland eine größere Anzahl kleiner „dezentraler“ Flüchtlingsun-
terkünfte entstanden. Baulich sind sie oft besser als der Standard der staatlichen GUs in Mün-
chen, aber oft abgelegen und verkehrstechnisch schlecht erschlossen. Vereinzelt gab es in den 
Gemeinden Widerstand. Generell haben wir aber den Eindruck, dass die Flüchtlinge akzeptiert 
werden. Meist entstanden sehr schnell Initiativen von Ehrenamtlichen , die helfen wollen. 
Auch einzelne Bürgermeister engagieren sich geradezu vorbildlich und versuchen zum Beispiel 
pensionierte LehrerInnen für einen Deutschunterricht zu gewinnen.  
 
Die SozialarbeiterInnen, denen die Betreuung  der Flüchtlinge übertragen wurde, sehen sich 
angesichts der Verstreutheit der Unterkünfte Herausforderungen gegenüber. Viel Zeit geht für 
die Fahrten verloren. In Freising muss sich die Sozialarbeiterin auch noch um die Einrichtung 
der neuen Quartiere und die Organisation der Essenspakete kümmern. Da bleibt kaum Zeit für 
Betreuung.  
Zusammen mit einer Kollegin vom Bayerischen Flüchtlingsrat besuchten wir Flüchtlinge im Frei-
singer Hinterland, um die Situation kennenzulernen und besser beraten zu können.  
Die neuen Ehrenamtlichen, z.T. auch BehördenmitarbeiterInnen holten sich bei uns Informatio-
nen ein und nahmen auch an unseren Fortbildungsangeboten teil. Für die Initiativen in Freising 
und Moosburg boten wir auch Fortbildung vor Ort an.  
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Den Landkreisen ist die Art der Versorgung  „ihrer“ Flüchtlinge freigestellt. Fürstenfeldbruck, 
München und Starnberg geben Bargeld statt Essenspakete. In Erding wurde ein Laden einge-
richtet, in dem die Flüchtlinge für eine bestimmte Anzahl von Punkten pro Woche eine einge-
schränkte Auswahl an Lebensmitteln erwerben können. Statt mit Preisen sind die  Waren mit 
Punktwerten versehen. Das kaschiert die völlig überzogenen Preise: unsere Vergleichskäufe 
ergaben, dass die Waren bei Supermärkten und Discountern nur halb so viel kosten! Freising 
setzte zunächst auf Essenspakete, kündigte zum Jahresende dann aber die Umstellung auf 
Gutscheine an, die in bestimmten Geschäften gegen Lebensmittel eingetauscht werden kön-
nen.  
 
 
 
3.3.3  Kinder und Jugendliche  
 

 
3.3.3.1  Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge („U MF“) 
 
 
�  Erstaufnahmeeinrichtung 
 
Auch 2012 wurden unbegleitete Flüchtlinge im Alter von 16 und 17 Jahren nicht wie vom Ge-
setz vorgesehen und dem Kindeswohl angemessen, vom Jugendamt in einer geeigneten Ein-
richtung untergebracht, sondern mussten lange Monate in der Bayernkaserne verbringen.  
Am 7. Januar traten afghanische UMF in ihrer Verzweiflung in einen Hungerstreik , dem sich 
schnell fast 60 Jugendliche anschlossen. Ein Drittel von ihnen musste ins Krankenhaus einge-
liefert werden. Dass sie zu diesem extremen Mittel griffen, lag daran, dass sie anders kein Ge-
hör gefunden hatten. Sie stellten einen Forderungskatalog auf, der ihre Leiden widerspiegelte: 
die Ungewissheit über ihre Zukunft, das Gefühl des Alleingelassen werdens, die Lebensbedin-
gungen in der Kaserne. Die Verhandlungen mit den Behörden brachten nur minimale Verbesse-
rungen. 
Die für die Jugendlichen vorgesehenen Räume waren während des ganzen Jahres überbelegt.   
Zwar wurde schließlich ein zusätzliches Kasernengebäude für die Jugendlichen angemietet. 
Doch auch dort teilten sich bis zu 160 Jugendliche zu wenige Toiletten, Duschen und Kochstel-
len.  
Der überlange Verbleib ausgerechnet dieser besonders schutzbedürftigen Gruppe in der Ka-
serne lag einerseits am Mangen an entsprechenden Jugendhilfeplätzen (obwohl auch 2012 
neue geschaffen wurden) andererseits auch an der Überlastung der BetreuerInnen, die mit dem 
Erstellen von Clearingberichten, in denen der jeweilige Hilfebedarf festgestellt wird, nicht nach-
kamen. Immer wieder kam es zu Selbstverletzungen (Ritzen) und sogar zu Selbstmordversu-
chen.  
 
Der Druck in Jugendhilfeeinrichtungen außerhalb Münchens zu gehen wurde verstärkt. Doch 
nicht überall ist sichergestellt, dass die Jugendlichen dort einen Schulabschluss machen und 
eine Ausbildung absolvieren können – wovon wiederum ein späteres Bleiberecht abhängen 
kann. Auch sind nicht überall die notwendigen Therapieangebote für traumatisierte UMF vor-
handen. Der Umzug bedeutet für die Jugendlichen zudem den Verlust gerade geschlossener 
Freundschaften und oft auch des engen Kontakts zu Verwandten in München.  
 
Wir unterstützten die Jugendlichen bei ihren Demos, sprachen mit Pressevertretern, lieferten 
ihnen Hintergrundinformationen. 
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Das Presseecho führte zu etlichen Angeboten von Ehrenamtlichen und Vereinen für die Frei-
zeitgestaltung der Jugendlichen. Unser Hinweis im „Protokoll“, dass diese oft nicht realisiert 
werden konnten, weil die BetreuerInnen keine Zeit hatten, sie zu prüfen und ggf. an die Jugend-
lichen zu vermitteln, führte dazu, dass der Verein Die Lichterkette der Inneren Mission einen 
Minijob für diese Aufgabe finanzierte.  
 
Nachdem wir einen Hinweis auf die Sporteinrichtungen auf dem Kasernengelände erhalten hat-
ten, gelang es uns nach einigen Mühen, ein wöchentliches Training  durch Übungsleiter eines 
Fußball vereins für die jungen Flüchtlinge zu organisieren. Das ermöglicht es wenigstens hin- 
und wieder etwas Stress aus der Situation nehmen. 
 
Weiterhin fehlen therapeutische Wohngruppen  für sehr schwer traumatisierte Jugendliche, 
die mit den Anforderungen der „normalen“ Jugendhilfe nicht zurechtkommen. Ausgerechnet sie 
landen meist in kaum oder gar nicht betreuten Gemeinschaftsunterkünften.  
 
 
�  Fortschritte bei der Beschulung: 
 
Bereits im Herbst 2011 hatte die Berufschule zur Berufsvorbereitung am Bogenhauser Kirch-
platz (BOKI) Klassen für junge Flüchtlinge eröffnet. Nach der Keimzelle der Flüchtlingsbeschu-
lung SchlaU-Schule und den Angeboten der Volkshochschule Flüb&S und des KOMM-Projekts 
war dies das erste Schulangebot von Seiten des Kultusministeriums.  
2012 bekannte sich das Kultusministerium endgültig zur Berufsschulpflicht  für junge Flüchtlin-
ge. Nun sollen spezielle Flüchtlingsklassen überall dort geschaffen werden, wo mindestens 10 
SchülerInnen vorhanden sind. Voraussetzung für den Besuch dieser Schulen sind allerdings 
Deutschkenntnisse auf A1-Niveau. Die Stadt München bietet Kurse für junge Flüchtlinge relativ 
bald nach ihrer Ankunft an, doch für junge Flüchtlinge in relativ abgelegenen kleinen Ortschaf-
ten wie z.B. Unterhaindlfing im Freisinger Hinterland gibt es kein Angebot an Deutschkursen.  
 
Für das Schuljahr 2012/13 wurde das staatliche Konzept auf 2 Schuljahre erweitert. Ziel des 
Kultusministeriums ist es, die Jugendlichen in dieser Zeit „ausbildungsreif“  zu machen . 
Angesichts des Münchner Ausbildungsmarktes, der zwei Stellen pro Nachfrager bietet, sicher 
eine sinnvolle Sache. Wenn da nicht sein Kollege Innenminister Hermann dazwischen funken 
würde: er will die Jugendlichen – soweit ihre Asylanträge abgelehnt wurden und sie zwischen-
zeitlich 18 geworden sind, abschieben … 
 
 
�  Altersfestsetzung 
 
Hier haben wir 2012 einen schweren Rückschlag erlitten. Nachdem das Landgericht München 
der Reg. v. Obb. untersagt hatte mit dafür nicht qualifizierten MitarbeiterInnen das Alter der jun-
gen Flüchtlinge per „Inaugenscheinnahme“ festzusetzen, wurde die objektiv unmögliche Aufga-
be, das Alter von jungen Menschen mit der erwünschten Genauigkeit festzustellen, zwischen 
den beteiligten Institutionen herumgeschoben und schließlich mit großer Erleichterung an willige 
Ärzte delegiert. Die RegierungsmitarbeiterInnen machen die Jugendlichen weiterhin – und mit 
noch weniger Skrupeln – zu Volljährigen. Diese können das dann ja „freiwillig“ korrigieren las-
sen, indem sie sich einer medizinischen Altersfestsetzung unterziehen, die neben einer körper-
lichen Untersuchung der Geschlechtsmerkmale auch das Röntgen von Handwurzeln und 
Zahnstand, sowie CT-Aufnahmen von Schlüssel- und Brustbein beinhalten. Aus den Ergebnis-
sen der einzelnen Untersuchungen, die jeweils beträchtliche Abweichungen haben können, wird 
dann ein Alter festgesetzt.  
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Bei Jugendlichen, die behaupten über 18 zu sein - obwohl sie jedem viel jünger erscheinen, 
werden natürlich keine Zweifel angemeldet. Das betraf z.B. yezidische Mädchen aus dem Irak, 
die in Fernehe mit hier lebenden Landsleuten verheiratet wurden und dann nach Deutschland 
kommen. 
 
Es gibt keine Methode, mit der man wirklich feststellen kann, ob jemand 17 ½ oder 18 ½ Jahre 
alt ist. Aber darauf darf es eigentlich auch nicht ankommen. Entscheidend darf allein der Hilfe-
bedarf des jungen Menschen sein. Jeder muss die Hilfe bekommen, die er braucht. 
 
Wir schalteten uns bei einigen extremen Fällen ein und schrieben im Mai 2012 u.a. auch den 
Präsidenten und den Menschenrechtsbeauftragten der Bundesärztekammer an. Der Bundes-
ärztetag hatte ja 2010 beschlossen, dass Ärzte sich nicht an Altersfestsetzungen beteiligen dür-
fen. Eine inhaltliche Antwort erhielten wir bis zum Jahresende nicht.  
 
 
 
3.3.4  Frauen 
 

 
Der Arbeitskreis „Fernehe“ beschäftigte sich mit den Problemen, die durch Fernehen, auch 
Handschuh-Ehen genannt, entstehen können. Nach Irakischem Recht sind diese Eheschlie-
ßungen legal und daher werden sei auch in Deutschland anerkannt. Die Ehepartner – meist lebt 
der Mann schon in Deutschland und seine Frau kommt nach – kennen sich oft nicht persönlich.  
Die jungen Frauen sind manchmal noch nicht volljährig – behaupten dies aber oft. Der Grad der 
Freiwilligkeit der Eheschließung variiert sehr.  
 
Abschiebehaft für Frauen in München: Die gemeinsame Unterbringung von Abschiebehäftlin-
gen mit Untersuchungs- bzw. Strafgefangenen ist seit Ende 2011 nicht mehr legal, wurde aber 
weiter praktiziert. Wenn die Frauen das Glück hatten anwaltlich vertreten zu werden (z.B. weil 
eine Mitarbeiterin von amnesty international mit ihnen sprechen konnte), wurden sie nach Ge-
richtsbeschluss freigelassen.  – Allerdings dann oft ins Nichts. Wir kümmerten uns um eine jun-
ge Frau, die am Freitag Nachmittag freigelassen wurde und nach Italien zurückreisen sollte 
(„Dublin-Fall“). Die Ausreise war aber am Freitag nicht möglich, weil sie außer dem Entlass-
schein keinerlei Papiere bekam und auch kein Geld hatte. Ihre 50 €, die ihr im Gefängnis abge-
nommen worden waren, sollte sie erst am Montag Nachmittag wieder erhalten. Man drückte ihr 
lediglich ein MVV-Ticket in die Hand um zu „Karla 51“ zu fahren um dort einen Notschlafplatz zu 
erhalten. Wir besorgten einen privaten Schlafplatz, erkämpften von der Bundespolizei Rosen-
heim eine Grenzübertrittsbescheinigung, bezahlten (privat) das Bahnticket und brachten Sie am 
Montagabend zum Zug. Die „Sicherheitsleistung“ von 150 €, die ihr die Bundespolizei abge-
nommen hatte, konnten wir erst 2013 wieder zurückbekommen.  
  
Die Reg. v. Obb. unternahm auch im Jahr 2012 keine Schritte, die Sicherheit  der Frauen in den 
Unterkünften und speziell in den Erstaufnahmeeinrichtungen zu verbessern.  
 

 
 
3.3.5 Roma-Flüchtlinge 
 
Steigenden Zahlen asylsuchender Roma aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien begeg-
neten deutsche Politiker auch 2012 mit vorurteilsbeladenen Reaktionen. So forderte der bayeri-
sche Innenminister Hermann Anfang Oktober „kurzen Prozess“ für Asylanträge für Balkan-
Roma. Entscheidungen über deren Asylanträge müssten innerhalb 48 Stunden gefällt werden.  
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Die Visumsfreiheit für Bürger dieser Staaten solle ausgesetzt werden. Ein Ministeriumssprecher 
erklärte: den Antragstellern aus Serbien und Mazedonien gehe es nur darum, in Deutschland 
für einige Monate Sozialleistungen zu erschleichen. (Quelle: taz vom 4.10.) 
 
Am 24. Oktober eröffnete Bundeskanzlerin Merkel in Berlin das Mahnmal für die von den Nazis 
ermordeten Sinti und Roma. Es fielen schöne Worte über die Bedeutung des Minderheiten-
schutzes etc.  
Doch Bundesinnenminister Friedrich wies das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an, 
Asylsuchende aus Ex-Jugoslawien bei Ankunft am Vormittag bereits am Nachmittag anzuhören 
und die Entscheidung (in der Regel Ablehnung als „offensichtlich unbegründet“) noch am sel-
ben Tag zu fällen. 
Die Drohung mit dem Entzug der Visumsfreiheit führte in den Herkunftsländern zu einer Ver-
stärkung der Ausgrenzung der Roma.  
 
Gegen den herrschenden Trend veranstaltete die Münchner Volkshochschule im Frühjahr die 
Reihe „Stimmen der Roma“. Der MFR war bei einer Diskussionsveranstaltung auf dem Podium 
vertreten. Außerdem arbeiteten wir das ganze Jahr hindurch mit unseren Partnern madhouse 
gGmbH und „Drom Sinti und Roma“ (früher Projekt Sinti und Roma) der Diakonie Hasenbergl 
an der Broschüre „Einblick – Sinti und Roma“, die zum Jahresbeginn 2013 in Druck ging. 
 
 
 
3.3.6  Familienzusammenführung 
 
 
Dank einer großzügigen Zuwendung der Leonore-Möller–Stiftung und etlicher privater Spender 
konnten wir 2013 einigen Flüchtlingen aus Somalia, die hier ihre Asylanerkennung erhalten hat-
ten, dabei helfen, ihre engsten Angehörigen nach Deutschland nachzuholen.  
 
 
 
3.3.7 Fahrkarten  
 
 

Unser kleiner „Fahrkartentopf“ ermöglichte auch 2012 wieder zahlreichen Flüchtlingen die 
Deutschkurse von „Deutsch für Flüchtlinge e.V.“ im EineWeltHaus zu besuchen, ohne schwarz-
fahren zu müssen.  
 
 
3.4   Abschiebehaft 
 
 

Neben den Frauen wurden auch 2012 noch unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zur Sicher-
stellung der Abschiebung gemeinsam mit Straftätern eingesperrt. Das war nicht nur illegal son-
dern auch ein durch nichts zu rechtfertigender Verstoß gegen die UN-Kinderrechtskonvention. 
 
„Dublin-Fälle“ (Rückschiebung in den „zuständigen“ EU-Staat) machen inzwischen den größe-
ren Teil der Abschiebehäftlinge aus. In diesen Fällen sieht das Gesetz keine Möglichkeit der 
freiwilligen Rückkehr vor. 
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3.5 Länder 
 
�  Irak 
 
Auch 2012 war es für viele  Iraker praktisch unmöglich über ihre Botschaft einen Pass zu erhal-
ten. Zwar stellte die Botschaft hin und wieder Pässe aus, doch wurden dafür Originaldokumente 
benötigt, die nur schwer zu beschaffen sind. Die erforderlichen Staatsbürgerschaftsnachweise 
werden nur im Irak ausgestellt – dafür müssen Fingerabdrücke dort abgegeben werden. In 
Deutschland geborene Kinder können nur im Irak registriert werden. Einige Familien gingen das 
Risiko einer Reise in den Nordirak oder gar nach Bagdad ein, vor allem um ihren Kindern Aus-
landsreisen zu ermöglichen. Für die Reise konnten sie „Graue“ Pässe (Reiseausweise für Aus-
länder) mit kurzfristiger Gültigkeit bekommen. 
Für Personen mit Duldung kommt eine Reise in das Heimatland zur Passbeschaffung nicht in 
Betracht, da die Duldung mit Ausreise erlischt und somit eine Rückkehr unmöglich wird. 
 
 
�  Afghanistan  
 
Ende 2011 waren die bayerischen Ausländerbehörden vom Innenministerium aufgefordert wor-
den, Fälle von geduldeten alleinstehenden erwachsenen Männern sowie "Straftätern" der Zent-
ralen Rückführungsstelle zu melden. Diese sollte dann die Rückführung vorantreiben. Der 
Rückkehrdruck auf alleinstehende Männer wurde 2012 daher stärker. Allerdings gab es kaum 
Abschiebungen. Doch die Drohungen reichten aus, um große Angst vor allem auch unter den 
unbegleiteten Minderjährigen zu schüren.  
Von diesen konnten sich nur diejenigen sicher fühlen, die es noch vor ihrem 18. Geburtstag 
schafften, die Schule erfolgreich abzuschließen und eine Lehrstelle zu finden.  
Andere konnten aufgrund psychiatrischer Gutachten über ihre Traumatisierung eine Aufent-
haltserlaubnis bekommen.  
Die Ironie dabei ist, dass etliche Jugendliche, die sich bislang durch eifriges Lernen von ihren 
traumatischen Erfahrungen ablenken konnten, durch die Angst vor Abschiebung in behand-
lungsnotwendige Panik gerieten. 
 
Gemeinsam mit dem Bayerischen Flüchtlingsrat veranstalteten wir einen Informationsabend mit 
einer Rechtsanwältin zur derzeitigen Situation.  
 
Wir haben den Verdacht, dass die Innenminister vor einer befürchteten weiteren Verschlechte-
rung der Sicherheitslage in Afghanistan nach dem für 2014 vorgesehenen Abzug der ausländi-
schen Truppen, möglichst viele Abschiebungen durchführen wollen.  
 
 
�  Syrien 
 
Angesichts des immer weiter eskalierenden Bürgerkriegs kamen immer wieder in München le-
bende Syrer mit sicherem Aufenthalt oder auch Eingebürgerte ins Büro und fragten, wie sie 
denn ihre Angehörigen vorübergehend nach Deutschland holen könnten, um deren Leben zu 
retten – in etlichen Fällen waren schon nahe Verwandte ums Leben gekommen. Leider muss-
ten wir ihnen mitteilen, dass es  praktisch keine legale Möglichkeiten dafür gab. Anträge auf 
Besucher-Visa  wurden unter Hinweis auf die vermutete geringe Rückkehrbereitschaft aus-
nahmslos abgelehnt. Wir haben uns für die Hartherzigkeit der Bundesrepublik geschämt.  
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3.6   Informationsmaterial 
 
 

2012 haben wir einen komplett neuen Flyer für den MFR gestaltet und zum ersten Mal drucken 
lassen – statt der bisherigen kopierten Version. In Zusammenarbeit mit madhouse gGmbH und 
Drom Sinti und Roma der Diakonie Hasenbergl e.V.  haben wir die Broschüre „EINBLICK Sinti 
und Roma“ erstellt, die erst Anfang 2013 in Druck ging. Viel Arbeit steckten wir in unseren 
„Baum“ und die Quiz-Tafeln für die Lange Nacht der Museen.  
Für die Infostände wurden jeweils aktuelle Plakate geschaffen. Daneben versuchten wir, unsere 
homepage www.muenchner-fluechtlingsrat.de stets aktuell zu halten.  
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4. Save me Kampagne 

 
�
Das Jahr 2012 stand ganz 
unter dem Motto  „Resett-
lement“. Ende 2011 hatte 
die Inneminister-Konferenz 
beschlossen ins UNHCR-
Resettlement-Programm 
einzusteigen und bis 2014 
jeweils 300 Flüchtlinge pro 
Jahr aufzunehmen. Die Zu-
sage hatte eine verstärkte 
Netzwerktätigkeit in 
Deutschland zur Folge, die 
zu Fachtagen, Arbeitskrei-
sen und Konferenzen führ-
te, bei denen lokale 

 

Save Me Kampagnen, darunter München, die Perspektive der aufnehmenden Kommunen ver-
trat. Pro Asyl koordiniert die bundesweite Kampagne seit 2008 lose und hat es in den vergan-
genen Jahren geschafft, Save Me im Bewusstsein der Bundespolitik zu verankern. Inzwischen 
hat das Innenministerium eingesehen, dass bei der Verteilung der Resettlement-Flüchtlinge 
Städte mit Save Me Kampagnen berücksichtigt werden sollten, um das Potential der Paten zu 
nutzen. 

 

Resettlement 2012  

 

2012 sind die ersten Flüchtlinge innerhalb einer regulären Resettlement-Quote (statt ad hoc) 
nach Deutschland gekommen. Insgesamt 300 Personen wurden aufgenommen, davon 100 
Iraker, die in der Türkei Zuflucht gesucht hatten, sowie 200 Afrikaner aus dem Flüchtlingslager 
Shousha in Tunesien. Auf Grund der Unruhen im Anschluss an den Arabischen Frühling in Li-
byen wurden viele Flüchtlinge erneut vertrieben. Gadhafi hatte Söldner aus dem südlichen Afri-
ka angeheuert, um sein Regime zu stützen. Nach dem Ende seiner Herrschaft gerieten alle 
Schwarzafrikaner unter Generalverdacht und mussten fliehen. 2011 flohen über 4.000 Men-
schen von Libyen nach Tunesien und wurden in einem durch UNHCR eingerichteten Zeltlager 
in Shousha, nahe der Grenzstadt Ras Ajdir (Tunesien) provisorisch untergebracht. Im Juli 2012 
hielten sich noch rund 3.000 Mandatsflüchtlinge von UNHCR im Lager auf. Die meisten Perso-
nen stammten ursprünglich aus Somalia, Eritrea, Sudan, Äthiopien und Irak. Viele von ihnen 
waren vor ihrer erneuten Flucht vor politischer Verfolgung und Bürgerkrieg in den Heimatlän-
dern nach Libyen geflohen. Die meisten der in Shousha lebenden Flüchtlinge sollten über das 
Resettlement-Programm in westlichen Ländern eine neue Heimat finden, davon ca. 2.000 in 
den USA. Im Mai 2012 reiste eine Delegation des BAMF zu einer fünfwöchigen Auswahlmission 
nach Tunesien. Viele der Flüchtlinge hatten bereits über ein Jahr in Shousha auf eine Aufnah-
me in das Resettlement-Programm gewartet.  

Koordination der Ankunft 

Mitte September und Mitte Oktober kamen die insgesamt 21 Flüchtlinge in München an. Die 
Koordination der Ankunft sowie die Versorgung der Flüchtlinge fiel im Jahr 2012 an Save Me. 
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Zwar hatten sich die Wohlfahrtsverbände darauf geeinigt, dass die Innere Mission für die 
Flüchtlinge verantwortlich zeichnen sollte, allerdings nur in Bezug auf die Vermittlung von 
Deutschkursen. Kontingentflüchtlinge haben bei Einreise jedoch einen sehr hohen Bedarf. Sie 
besitzen lediglich ein Visum im Pass. Aufenthaltstitel, Sozialleistungen, Krankenkasse, Kinder-
geld usw. müssen zeitnah beantragt werden, damit sie abgesichert sind. Save Me kümmerte 
sich, unterstützt durch Kulturmittler des Amtes für Wohnen und Migration, um die Erstversor-
gung der Flüchtlinge. Dazu gehörte auch die Wohnungsübergabe, die Suche nach Kindergar-
tenplätzen und die Einschulung. 

Noch vieles ist verbesserungswürdig 

Das Resettlement 2012 ist in vielerlei Hinsicht besser gelaufen als die einmalige Aufnahme ira-
kischer Flüchtlinge 2009. Anders als vor vier Jahren war diesmal die Stadt München für die 
Flüchtlinge zuständig. Sie wurden nicht in Unterkünften untergebracht, sondern in Wohnungen 
bzw. im Wohnungslosensystem der Stadt. Die diversen Behördentermine waren vorbereitet und 
ausgemacht, Schulen informiert. Dennoch muss vieles verbessert werden. Die Zeit für die Vor-
bereitung der Ankunft ist viel zu kurz - sie beträgt meist nur zwei Wochen. Daher besteht kaum 
eine Möglichkeit auf Härtefälle zu reagieren. Dass in einem Fall medizinischer Bedarf bestand, 
der eine Unterbringung in der vorgesehenen Wohnung im 3. Stock unmöglich machte, sahen 
wir erst, als der Bus mit den Flüchtlingen in München ankam und die Familien ausstiegen. Au-
ßerdem dauerte es zu lange, bis den Familien und Einzelpersonen ihre Krankenkassennum-
mern zugeteilt wurden. Ohne diese Nummer ist eine medizinische Behandlung aber nur im Not-
fall möglich. Auf wichtige Medikamente oder Laboruntersuchungen muss in der Anfangszeit 
verzichtet werden.  

Eine weitere Herausforderung bedeutete die Zeit, die zur Bearbeitung der SGB II Anträge benö-
tigt wurde. Eine der 2012 nach München gekommenen Familien hatte keinerlei familiäre Anbin-
dung und kannte auch sonst niemanden, der Geld hätte leihen können. Der erste Vorschuss 
wurde jedoch erst nach knapp 10 Tagen gewährt. Was macht eine Mutter mit fünf Kindern ohne 
Geld in einer neuen Stadt? 

Dennoch kann man rückblickend sagen, dass die Aufnahme der Flüchtlinge diesmal viel besser 
geklappt hat als 2009. Die Familien haben inzwischen alle einen Paten, der beim Eingewöhnen 
und dem Deutschlernen hilft.  

 

Patenarbeit  

 

Seit 2012 werden die Paten mehr gefordert als zuvor. Schon bei der ersten Anfrage bekommen 
sie Leitlinien mit den Erwartungen (einjähriges Engagement, mindestens ein Treffen pro Woche 
mit der Familie) und unseren Angeboten (Schulungen, Supervision, Patentreffen, Netzwerktref-
fen...) zugeschickt, um zu sehen, ob eine Patenschaft das Richtige ist. Erwartet wird ein länger-
fristiges Engagement, Teilnahme an zwei Patentreffen pro Jahr und an Fortbildungen.  

 

2012 haben insgesamt 35 Paten-Erstgespräche  stattgefunden, in denen Save Me, der 
Münchner Flüchtlingsrat und der Infobus vorgestellt, die Erwartungen der Paten besprochen 
und der persönliche Hintergrund geklärt werden (zeitliche Ressourcen, Interessen, Erfahrungen 
mit anderen Kulturen...). Die Paten wurden an Resettlement-Flüchtlinge, aber auch an die GU 
Max-Pröbstl-Str. und die Bayernkaserne vermittelt. Zudem bekommen auch Flüchtlinge, die sich 
beim MFR oder über die Bildungsberatung International der Stadt München melden einen Pa-
ten zugeteilt. 
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Zu den regelmäßigen, halbjährlichen Kooperations-Fortbildungen  gehören: 

 

·  Das Asylverfahren (Amnesty) 

·  Einführung in die Aufenthaltstitel für Flüchtlinge (MFR) 

·  Sozialleistungen für Flüchtlinge (MFR)  

·  Umgang mit interkulturellen Konflikten (Internationale Bildungsberatung LHM) 

Neu hinzugekommen ist 2012 ein Vortrag über die Situation unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge (Innere Mission München). 

 

EU-Projekt Cities that Care, Cities that Share  

Auch die Europäische Kommission hat sich 2012 dem Thema Resettlement angenommen. Bis 
2020 sollen alle EU-Staaten zusammen mindestens 20.000 Flüchtlinge pro Jahr in Europa auf-
nehmen. Um die Idee des Resettlements zu verbreiten finden von der EU-Kommission geför-
derte Projekte statt, die sich 18 Monate lang mit Resettlement beschäftigen. Das von ICMC ko-
ordinierte Projekt Cities that Care, Cities that Share, das u.a. in Zusammenarbeit mit UNHCR, 
City of Sheffield (UK), France Terre d’Asile, Pro Asyl, British Refugee Council, Dutch Refugee 
Council, Red Cross Austria, Churches’ Commission for Migrants in Europe (CCME) und dem 
European Council on Refugees and Exiles (ECRE) stattfindet, hat das Ziel ein europäisches 
Resettlement-Netzwerk aufzubauen, das es neuen Resettlement-Staaten ermöglicht sich mit 
erfahrenen Staaten auszutauschen. Im Rahmen des EU-Projektes wurde auch die 2020 Cam-
paign gestartet, die nach dem Vorbild der Save Me Kampagne europäische Bürger dazu auffor-
dert sich auf der Webseite für das Resettlement von 20.000 Flüchtlingen auszusprechen. Ein-
zelne Länder sollen, ähnlich der deutschen Stadtratsbeschlüsse, Flüchtlingskontingente anbie-
ten. Einige Flüchtlingsorganisationen, darunter Pro Asyl, haben kritisch angemerkt, dass sich 
die Ziele der Kampagne mit den Zielen der EU-Kommission decken, was nicht sinnvoll ist; die 
Kampagne sollte in ihren Forderungen weiter greifen. Dennoch ist es ein Riesenerfolg, dass 
2020 sich deutlich an Save Me Orientiert. Bei der Auftaktveranstaltung des EU-Projektes in 
Brüssel bekam Cecilia Malström einen Save Me Rettungsring übergeben.  

Die Save Me Kampagne war bei allen Veranstaltungen des EU-Projektes vertreten durch Pro 
Asyl, Save Me München und andere lokale Kampagnenstädte (u.A. Aachen und Regensburg). 
Veranstaltungen im Rahmen des Projektes bis Ende 2012: 

Resettlement Skills Share Day, 14./15. Mai  

Das zweitägige Netzwerktreffen bot einen Einstieg in die Thematik und ermöglichte es den 
neuen Resettlement-Ländern sich mit erfahrenen Ländern zu vernetzen. Es fanden Work-
shops, Filmvorführungen, Infostände und Diskussionen statt. Zu der Auftaktveranstaltung in 
Brüssel kam auch einer der Flüchtlinge, der 2009 in Deutschland aufgenommen wurde.  

Look and Learn Denmark, 11. - 14. Juni 

Der Besuch hatte das Ziel das Resettlementverfahren in Dänemark durch Besuche in zwei 
Kommunen zu illustrieren. Vorträge zur Auswahl der Flüchtlinge, deren Ankunft, Integrations-
projekte und Patenarbeit in verschiedenen europäischen Staaten stellten den Rahmen des 
Besuchs in Dänemark. Save Me München hielt in der Einheit „Einsatz von Ehrenamtlichen in 
der Flüchtlingsarbeit“ einen Vortrag über den Einsatz von Paten beim Resettlement.  

Resettlement Fachtagung – Partnerschaften im Resettlement Verfahren, 15./16. November 

Die Fachtagung in Nürnberg brachte Resettlement-Praktiker, Lobby-Organisationen und Ent-
scheidungsträger zusammen. Es sollte ein horizontaler und vertikaler Austausch stattfinden, 
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der nicht nur bundesweite Organisationen und Institutionen vernetzt, sondern auch Kommu-
nen, lokalen NGOs und Flüchtlingen die Möglichkeit gab ihre Sicht darzustellen. Save Me 
nahm an zwei Podiumsdiskussionen teil, um auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, mit denen 
die Kommunen beim Resettlement zu kämpfen haben. 

 

Öffentlichkeitsarbeit  

 

·  Lobby Gruppe:  Seit Ende 2011 gibt es eine Lobby-Gruppe, die sich monatlich trifft. Die 
Gruppe befand sich 2012 noch weitgehend im Aufbau, sie unterstütze die Projektleitung 
jedoch bei der Öffentlichkeitsarbeit und beschäftigt sich thematisch mit Asyl und Resett-
lement. Die Ehrenamtlichen führten einen weihnachtlichen Glühweinverkauf in der Fuß-
gängerzone durch, bei dem an einem Nachmittag circa 500 Euro als Hilfe für Flüchtlinge 
eingingen. Außerdem zeigte die Gruppe im Rahmen der Amnesty Filmreihe in der Glo-
ckenbachwerkstatt den Film In this World. 

- Vorträge:  

Das Bistum Würzburg möchte mehr für Flüchtlinge tun und ist am Überlegen eine eige-
ne Save Me Kampagne ins Leben zu rufen. Durch den Vortrag wollten sich die Anwe-
senden einen Überblick über die politische Arbeit der Kampagne und die konkrete Pa-
tenarbeit verschaffen. 

 

Auch die Jusos in München wollen in der Projektgruppe Migration das Thema Flüchtlinge stär-
ker in den Fokus setzen und sich einen Überblick über das Resettlement und die Bedeutung 
der Zivilgesellschaft verschaffen.  

 

Im Rahmen ihrer Ausbildung lernen die Auszubildenden der Stadt München im Modul Achtung, 
Toleranz! verschiedene Initiativen kennen, die sich um Menschenrechte bemühen. Schwer-
punkt der beiden Vorträge war es den Auszubildenden die Perspektive der Flüchtlinge und de-
ren Schwierigkeiten im Unterkunfts- und Behördenalltag näher zubringen. 

 

Aufgrund des Resettlementbeschlusses der Innenminister fand in Berlin ein vom Deutschen 
Roten Kreuz organisierter Fachtag Resettlement statt. Neben Referenten vom Innenministeri-
um, der Länderregierungen und UNHCR wurde dieses Jahr auch aus der Praxis berichtet. Der 
Vortrag von Save Me München zielte darauf ab die positiven Auswirkungen der Patenarbeit zu 
illustrieren und die Forderungen der Kampagne nach einem größeren Kontingent und der 
Flüchtlingsanerkennung durch Einzelfälle zu untermauern. 

2012 legte die Katholische Stiftungsfachhochschule einen stärkeren Fokus auf das The-
ma Flüchtlinge und organisierte eine Ringvorlesung zur internationalen Flüchtlingsarbeit 
(International Social Work with Refugees). Mit dabei waren Referenten von: KSFH, Inne-
re Mission, Amt für Wohnen und Migration, der Jesuiten Flüchtlingsdienst aus München 
und Malta, Refugee Reception Centre Debrecen, UNHCR Kiev und Refugee Council Bri-
tain. Ein wichtiger Teil der Vorlesung bestand in der Vernetzung der Referenten mit loka-
len Flüchtlingsinitiativen. Der Besuch der Referentin des Jesuiten Flüchtlingsdienstes 
aus Malta wurde ergänzt durch ein Gespräch mit dem Münchner Flüchtlingsrat und Save 
Me München sowie einem Besuch des Übergangswohnheims, in dem 2009 die iraki-
schen Resettlementflüchtlinge untergebracht waren und bis Ende 2012 noch Kontingent-
flüchtlinge aus Malta wohnten.  
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Im Wochenendseminar Aktuelle Entwicklungen im Asylrecht, das der AK Asyl (AI Mün-
chen) organisiert und das im Rahmen des Bayerischen Seminars für Politik stattfindet, 
berichtete Save Me München über den Bürgerkrieg in Syrien und die Gründe für den 
Staatszerfall. Neben kurzen Filmclips wurden die Machtstrukturen herausgearbeitet, die 
zu der heutigen verfahrenen Situation im Land führten. 

 

Vortrag über die Save Me Kampagne und das Resettlement nach München innerhalb eines 
dreitägigen Netzwerktreffens des EU-Projektes TORRE, das sich mit Resettlement beschäftigt. 
Projektteilnehmer waren verschiedene NGOs, Kommunen und Regionen in Italien, Spanien, 
Portugal, Griechenland, Zypern und Deutschland��  
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Infobus für Flüchtlinge  

 

 
 

 

5.1  Die Arbeit des Infobusses  

Der Infobus bietet ein unabhängiges, großteils freiwillig getragenes Beratungsangebot 
im Bezug auf das Asylverfahren direkt vor den beiden Erstaufnahmeeinrichtungen in 
München. 

Das vielsprachige, größtenteils ehrenamtliche, Team bietet  den Asylbewerbern eine 
individuelle Vorbereitung auf die Asylanhörung beim Bundesamt für Flüchtlinge, Erläu-
terung und Übersetzung von Amtsbriefen, sowie die Rückübersetzung und Korrektur 
von Anhörungsniederschriften an. Es unterstützt die Flüchtlinge bei Problemen im Be-
zug auf die Dublin-II Verordnung, psychischen Problemen und der Suche nach Famili-
enangehörigen.  

 

5.2  Mitarbeiter 

a) Projektleitung und Projektassistenz 

55..  
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Im Projektjahr 2011 waren eine Projektleitung mit 19,25 Stunden und eine Projektassis-
tenz mit 7 Stunden angestellt. 

Die Projektleitung ist Dipl. Sozialgeographin mit mehrjähriger Erfahrung als Dolmet-
scherin für Flüchtlinge aus Sierra Leone. Sie leitet das Projekt „Infobus für Flüchtlinge“ 
seit April 2010 und besuchte seither zahlreiche Fortbildungen im Bereich Asylrecht und 
Flüchtlingspolitik. I 

Die Projektleitung ist verantwortlich für die Durchführung der Beratungssprechstunden 
und die Koordinierung und Einteilung der Ehrenamtlichen Berater und Dolmetscher. 
Zudem dient sie als fachlicher Ansprechpartner bei komplexeren Fällen. Auch die Vor- 
und Nachbereitung der Sprechstunden, sowie anfallender Schriftverkehr für Klienten 
werden von der Projektleitung übernommen. Des Weiteren ist sie für die Beantragung 
und Verwaltung von Fördermittel, sowie Spendengeldern verantwortlich. Sie verfasst 
die notwendigen Jahres- und Rechenschaftsberichte und organisiert gemeinsam mit 
Ehrenamtlichen verschiedene Events zum Zwecke der Spenden- und Öffentlichkeitsar-
beit. Die Projektleitung ist Ansprechpartner für Flüchtlinge, Vernetzungspartner, Spen-
der und Förderer. Im Bezug auf aktuelle Neuerungen und Rechtsprechungen im Asyl-
recht muss sie stets gut im Bilde sein und zudem die Ehrenamtlichen regelmäßig da-
hingehend informieren. Außerdem ist sie verantwortlich darauf zu achten, dass die eh-
renamtlichen Berater in den vorgeschriebenen Abständen Fortbildungen absolvieren. 

Die Projektassistenz ist Studentin der Pharmazie und ist seit 2007 zunächst Ehrenamt-
lich, später Hauptamtlich für den Infobus tätig. Durch ihre Sprachkenntnisse in Somali 
und Arabisch fungiert sie für diese Sprachen auch als Dolmetscherin. Die Projektassis-
tenz hat in den letzten Jahren an zahlreichen Fortbildungen zum Thema Asly, Trauma 
und an Dolmetscherschulungen teilgenommen.  

Die Aufgaben der Projektassistenz sind die Unterstützung der Projektleitung bei der 
Durchführung  und Nachbereitung der Beratungssprechstunde, die Sprachvermittlung 
für arabisch und somali, sowie die volle Vertretung der Projektleitung bei Urlaub oder 
Krankheit.  

 

b) Ehrenamtliche 

Es stehen 40 ehrenamtliche Berater und Dolmetscher für 13 verschiedene Sprachen 
zur Verfügung. Davon sind 24 Ehrenamtliche regelmäßig, also mindestens einmal mo-
natlich, am Infobus aktiv. Die anderen sind bei Bedarf auf Abruf einsatzfähig. Im Pro-
jektjahr 2011/2012 wurden mindestens 680 Ehrenamtsstunden geleistet.  
Die ehrenamtlichen Berater sind verpflichtet sich mindestens im 2-jährigen Abstand 
fortzubilden.  
Das Projekt lebt von den zahlreichen, engagierten Ehrenamtlichen. Sie unterstützten 
die Hauptamtlichen als Berater oder als Sprachmittler in den Beratungssprechstunden 
und helfen häufig auch bei notwendigen Recherchen oder Nachbearbeitungen. Das 
Infobusteam deckte im vergangenen Jahr 13 verschiedene Sprachen (englisch, franzö-
sisch, türkisch, arabisch, persisch, somali, russisch, krio, chinesisch, spanisch, italie-
nisch, serbokroatisch, portugiesisch) ab.  

Des Weiteren engagieren sich die Ehrenamtlichen auch in der Spendenakquise und in 
der Planung und Durchführung von Informationsveranstaltungen. 
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5.3 Material  

 

a) Infobus 

Der Infobus ist ein gebrauchter Fiat Wohnwagen. Er ist mit fünf  Sitzplätzen, ausrei-
chender Beleuchtung und einer Gasheizung ausgestattet und damit ganzjährig für die 
Beratung geeignet. 

Im Bus befindet sich das für die Beratung notwendige Infomaterial, Adressen von wich-
tigen Ansprechpartnern und Organisationen im Asylbereich, Nachschlagewerke und 
Länderinformationen. 

Der mobile Bus wird für die Sprechstunden direkt vor den Gebäuden der Erstaufnah-
meeinrichtung geparkt und ist somit für die Flüchtlinge gut sichtbar und leicht zugäng-
lich. 

Die Mobilität ist von großem Vorteil, da eine externe aber ortsnahe Beratung möglich 
ist, die die Unabhängigkeit von Behörden und der Einrichtung verdeutlicht. Außerdem 
kann die Beratung in beiden Depandancen der Erstaufnahmeeinrichtung in München 
durchgeführt werden. 

 

b) Infomaterialien 

Der vom Infobus entworfene Asylwegweiser enthält alle wichtigen Informationen zum 
Asylverfahren, der Anhörung, sowie zu den verschiedenen Institutionen und Ansprech-
partnern. Diesen Asylwegweiser wurde im vergangenen Projektjahr auch ins türkische 
übersetzt und ist jetzt in 11 verschiedenen Sprachen verfügbar. Er dient den Asylsu-
chenden als wichtige Verständnis- und Orientierungshilfe während ihrem Verfahren. 

 

 

5. 4  Leistungen und Aktivitäten 

 
a) Sprechstunden 

Es wurden im Projektjahr 2011/2012 drei Sprechstunden wöchentlich angeboten. Mon-
tags von 16-18 Uhr und mittwochs von 18- 20 Uhr auf dem Gelände der Erstaufnahme 
Bayernkaserne (Heidemannstraße 60) mit einer Belegungskapazität von ca. 550 Per-
sonen (inkl. männliche UMF). Samstags von 15-17 Uhr fanden die Sprechstunden vor 
der Erstaufnahme in der Baierbrunnerstr. 14, mit einer Belegungskapazität von 250 
Personen statt. 

Mitte Oktober kam auf Grund der Unterbringung von 230 Flüchtlingen in der Unters-
bergstraße,  dort eine weitere Sprechstunde hinzu. Diese wurde bis Dezember einmal 
wöchentlich in den Räumlichkeiten der Unterkunft durchgeführt, da der Infobus diese 
Unterkunft, aufgrund der Umwelt-Verkehrszone, nicht anfahren konnte. Insgesamt fan-
den in diesem Projektjahr 137 Sprechstunden statt. 
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b) Anzahl und Merkmale der Ratsuchenden 

Es wurden  1601 Beratungsgespräche in 1021 Fällen durchgeführt, davon waren 14% 
Frauen. Die Ratsuchenden kamen aus 33 Ländern und unter ihnen waren 56 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge, zwölf schwangere Frauen und fünf Menschen mit körper-
licher oder geistiger Behinderung. 

 
c) Nationalitäten 

Obwohl die Asylsuchenden insgesamt aus über 30 verschiedenen Ländern stammen, 
überwiegen derzeit die afghanischen Ratsuchenden, mit über 49% der Fälle, stark. Da 
für einen derartig hohen Bedarf nicht ausreichend ehrenamtliche Dolmetscher zur Ver-
fügung standen, wurde im zweiten Projekthalbjahr, ein bis zweimal wöchentlich eine 
Honorarkraft beschäftigt. Dadurch konnte das Dolmetscherangebot an die Gegebenhei-
ten angepasst werden. Die weiteren benötigten Sprachen (u.a. französisch, englisch, 
türkisch, arabisch, russisch, krio, somali, serbo-kroatisch) konnten durch das ehrenamt-
liche Team abgedeckt werden.  
 

Anz. Fälle

% Anz. %

 Fälle
Afghanistan 503 49,27% 856 53,47%
Syrien 147 14,40% 195 12,18%
Nigeria 83 8,13% 111 6,93%
Senegal 52 5,09% 74 4,62%
Kongo 35 3,43% 48 3,00%
Sierra Leone 35 3,43% 81 5,06%
Somalia 25 2,45% 40 2,50%
Pakistan 26 2,55% 22 1,37%
Äthopien 1 0,10% 2 0,12%
Algerien 3 0,29% 3 0,19%
Bangladesch 3 0,29% 4 0,25%
Botswana 2 0,20% 2 0,12%
Bosnien 2 0,20% 3 0,19%
Brasilien 1 0,10% 1 0,06%
Burkina Faso 1 0,10% 1 0,06%
Burma 2 0,20% 2 0,12%
Eritrea 1 0,10% 3 0,19%
Guinea 1 0,10% 3 0,19%
Irak 5 0,49% 11 0,69%
Iran 2 0,20% 2 0,12%
Israel 2 0,20% 6 0,37%
Italien 0 0,00% 1 0,06%
Jordanien 2 0,20% 2 0,12%
Libanon 5 0,49% 6 0,37%
Mali 1 0,10% 1 0,06%
Maroko 1 0,10% 1 0,06%
Mazedonien 31 3,04% 48 3,00%
Palestina 6 0,59% 8 0,50%
Rumänien 2 0,20% 2 0,12%
Serbien 13 1,27% 16 1,00%
Sudan 1 0,10% 1 0,06%
Togo 1 0,10% 1 0,06%
Türkei 13 1,27% 29 1,81%
Uganda 13 1,27% 15 0,94%
Gesamt 1021 100,00% 1601 100,00%

Herkunfts-
land

Beratung
en

Beratung
en

 
Tabelle1: Beratungsgespräche und Fälle nach Herkunftsländern im Projektjahr 2011/2012 
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d) Beratungsinhalte 

Bei der statistischen Erfassung werden sieben verschiedene Beratungsinhalte unter-
schieden. 
Bei der kurzen Erstinfo  werden die Asylsuchenden über unser Beratungsangebot auf-
geklärt und erhalten schriftliche Informationen zum Asylverfahren in Form unseres 
Asylwegweisers, des Weiteren erhalten sie elementare Informationen zum Verfahrens-
ablauf und den unterschiedlichen Zuständigkeiten. Dies ist mit ca. 36% die häufigste 
Beratungsform. 
Im Vorfeld der Anhörung gibt es auch die Möglichkeit zu einer ausführlichen Anhö-
rungsvorbereitung , in der den Asylsuchenden die Anhörungssituation und der Ablauf 
der Anhörung erklärt werden. Auch Hinweise auf kulturelle Unterschiede, sowie die An-
hörungssituation mit Dolmetscher werden gegeben, um Schwierigkeiten und Missver-
ständnissen vorzubeugen. Eine ausführliche Beratung ist zeitaufwendig und macht ca. 
9% der Beratungen aus. 
Zahlreiche Asylsuchende brauchen Unterstützung beim Verstehen von Amtsbriefen o-
der entsprechenden Behördenkontakten , sowie einer weiteren Beratung im Bezug auf 
das Asylverfahren. Dabei geht es auch um Beratung in Folge von negativen Asylbe-
scheiden und dem  folgenden Klageverfahren. 
Intensiver Beratungsbedarf besteht auch bei Dublin-II -Fällen, meist aus den Ländern 
Italien, Ungarn und Griechenland. Der Infobus klärt hier die Betroffenen über die aktuel-
le Rechtslage auf, unterstützt bei Bedarf die Asylsuchenden bei einem Antrag auf 
Selbsteintritt an das Bundesamt, vermittelt an entsprechende Fachanwälte und verweist 
im Bezug auf die Zusammenführung mit Familienangehörigen an den Sozialdienst. Dies 
macht ca. 12% der Beratungen aus. 
Die Rückübersetzung des Anhörungsprotokolls  in die Muttersprache dient zum 
schnellen Erkennen und Rückmelden von Fehlern und Missverständnissen im Verlauf 
der Anhörung.   Entsprechende Fehler werden dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge schriftlich mitgeteilt. Häufig erhalten die Antragssteller ihr Protokoll erst nach 
ihrer Erstverteilung, weshalb nur 3% der Beratungstätigkeit aus  Protokollrücküberset-
zungen. 
Häufig suchen die Flüchtlinge auch Rat im Bezug auf soziale und medizinische Ange-
legenheiten . Diese werden grundlegend an den Sozialdienst in der Erstaufnahme und 
andere Fachstellen (z.B. Jadwiga, SOLWODI, Aids-Hilfe) weitervermittelt.  
Bei Bedarf oder auf Anfrage bieten wir eine Begleitung zur Anhörung  an. Dies ist vor 
allem bei Traumatisierten oder Personen mit psychischen Beeinträchtigungen der Fall. 
In erster Linie soll die Begleitung zur Anhörung den Betroffenen ein Gefühl von Sicher-
heit vermitteln. 
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e) Büroarbeiten 
 
Die Büroarbeit umfasste die Nachbearbeitung von Fällen aus den Sprechstunden, wie 
z.B. das Verfassen von Briefen an Behörden, Recherchen nach entsprechenden Infor-
mationen und die Vermittlung an weitere Organisationen im In- und Ausland. 
Die Projektleitung beantwortete regelmäßig Anfragen anderer Organisationen und Ein-
richtungen aus dem Flüchtlingsbereich, sowie der Presse. Des Weiteren erledigte sie 
die administrativen Aufgaben des Projekts (Projektbericht, Projektanträge, Abrechnung 
der Projektkosten). Sie übernahm die Vorbereitung und Durchführung von Infoständen 
und Veranstaltungen, sowie die Pflege der Homepage. 
 
 
f) Vernetzung 
 
Die Projektleitung nahm regelmäßig an verschiedenen Netzwerktreffen im Fachbereich 
Asyl teil (Fachbasis Asyl, Plenum Münchner Flüchtlingsrat, AK Asyl von amnesty inter-
national München, Migrationspolitische Runde im Rathhaus), um dort Lösungsansätze 
für strukturelle Probleme und Einzelfälle zu erarbeiten, sowie die Kooperation mit ande-
ren Einrichtungen zu stärken. 
 
Enger Kontakt besteht zum Sozialdienst der EAE, der Inneren Mission, da häufig eine 
gemeinsame und ergänzende Fallarbeit stattfindet. 
Auch mit den Frauenorganisationen SOLWODI und Jadwiga trat der Infobus regelmä-
ßig in Kontakt, um unterstützungsbedürftige Frauen zu vermitteln und eine gemeinsame 
Betreuung zu organisieren. 
Mit der Regierung von Oberbayern, sowie dem Bundesamt für Migration wird regelmä-
ßig Kontakt aufgenommen, insbesondere um Probleme im Bezug auf die Durchführung 
des Asylverfahren oder bzgl. der Unterbringung und Versorgung rückzumelden. 
 
Der Infobus stand während des Projektjahres mit folgenden Behörden und Organisatio-
nen in Kontakt: Regierung von Oberbayern, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
Sozialdienst der Inneren Mission, Sozialdienste der Caritas, Münchner Flüchtlingsrat, 
Save Me, Kofra, Sub, Refugio, Coming Home, Ausländerbeirat, Stadt München (Stadt-
jugendamt, Gesundheitsamt), amnesty international Bundesbüro, Bayerischer Flücht-
lingsrat, Jadwiga, SOLWODI, Sozialdienst des Münchner Flughafens. 
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g) Öffentlichkeitsarbeit 
 
Bei der Infobörse in der Innenstadt, am 1. Mai, war der Infobus gemeinsam mit dem 
MFR mit  einem Infostand präsent. Am Tag des Flüchtlings im September wurde eben-
falls ein Infostand in der Innenstadt organisiert. 
Es gab außerdem vier Informationsveranstaltungen zum Thema Flüchtlinge für zwei 
Gruppen von Auszubildenden der Stadt München, einer 11. Klasse des Max-Planck-
Gymnasiums München und einer 8. Klasse der Willy-Brandt Gesamtschule. 
Eine Dokumentation über die Arbeit des Infobusses wurde vom BR in der Sendung "Vor 
Ort" am 03.07.12 um 21:15 Uhr ausgestrahlt (http://www.br.de/fernsehen/bayerisches-
fernsehen/sendungen/vor-ort-die-reportage/asyl128.html) präsentiert. 
 
Das Projekt konnte außerdem im Rahmen der Vorführung "Die Perser" der Münchner 
Kammerspiele vorgestellt werden, um den Bekanntheitsgrad zu erhöhen und den Un-
terstützerkreis zu erweitern. Auch das Benefizkonzert des ABACO Orchesters diente 
diesem Zweck und konnte mit großem Erfolg durchgeführt werden. 
 
 
h) Fortbildungen 
 
Die Beratungsqualität des Infobusteams wird durch regelmäßige Fortbildungen garan-
tiert. Die Berater am Infobus müssen mindestens im zweijährigen Abstand Fortbildun-
gen im Fachbereich Asyl besuchen. 
 
Die Projektleitung nahm zusammen mit einer Ehrenamtlichen am zweitägigen  Seminar 
zu "Flüchtlings- und Ausländerrecht" von Herrn RA  Heinhold teil (15.-16. Februar): 
Das Seminar bezog sich vor allem auf rechtliche Grundlagen und Neuerungen, sowie 
spezielle Fallarbeit. 
 
Die Projektleitung, die Projektassistenz und 11 Ehrenamtliche haben am Seminar "Ak-
tuelle Entwicklungen im Asylrecht" von amnesty international teilgenommen (24.-25. 
Juni, Ohlstadt): Das Seminar befasste sich mit den Themen Dublin-II, Rechtliche Neue-
rungen im Asylrecht, Rückkehrprogramme, sowie den Länderthemen Syrien und Soma-
lia. 
 
Die Projektleitung hat zudem ein Seminar zum „Umgang mit Traumatisierung im in-
terkulturellen Kontext“ von Refugio(26. September) besucht. Dieses bezog sich ins-
besondere auf die Erkennung von psychischen Folgen nach traumatischen Erfahrun-
gen, Stabilisierungstechniken bei PTBS und auf die kulturellen Besonderheiten in der 
Beratung und Betreuung. 
 
Eine Ehrenamtliche nahm am Seminar "Asyl für Fortgeschrittene"  von amnesty inter-
national teil (4.-6.5.Berlin). 
 
Somit waren 13 Infobusmitglieder in diesem Projektjahr bei mindestens einer fachlichen 
Fortbildung. Die Ehrenamtlichen haben ihre Seminar und Fahrtkosten allesamt selbst 
getragen. 
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5.5 Ergebniseinschätzung und Nachhaltigkeit 

 

Das Projekt konnte erfolgreich durchgeführt werden und hat die gesetzten Ziele erfüllt. 
Asylsuchende, welche das Hilfsangebot in Anspruch nahmen sind über den Ablauf des 
Asylverfahrens besser informiert, haben individuelle Fragen klären können, wurden bei 
Bedarf an weitere Fachstellen vermittelt und hatten die Möglichkeit ihre persönlichen 
Angelegenheiten durch die muttersprachliche Beratung zu klären. Oft wenden sich die 
Flüchtlinge nach ihrer Erstverlegung erneut an den Infobus, um dort weitere Fragen be-
züglich ihres Asylverfahrens zu klären. Zahlreiche Flüchtlinge konnten im Bezug auf 
Behördenkontakte unterstützt werden. Außerdem konnte vielen Asylbewerbern bei der 
Erstorientierung in Deutschland geholfen werden, indem sie an Problem-entsprechende 
Einrichtungen vermittelt wurden.  

Der Infobus ist bei seiner Zielgruppe bekannt und durch die regelmäßige, ortsnahe Be-
ratung kann die Sprechstunde von allen wahrgenommen werden. Dies erweist sich vor 
allem für Frauen, welche sich häufig zurückziehen, und körperlich eingeschränkte Men-
schen als sehr hilfreich. 
Des Weiteren besteht ein engagiertes und motiviertes Team an freiwilligen Beratern 
und Ehrenamtlichen, die regelmäßig zur Sprechstunde kommen, an den monatlichen 
Teamtreffen teilnehmen und sich regelmäßig, gemäß unserer Regelungen, fortbilden. 

 

5.6 Finanzen  

Der Infobus für Flüchtlingen hat im vergangenen Projektjahr Ausgaben von 38.172 € die 
sich wie folgt aufschlüsseln: 

 

Finanziert wurden das Projekt durch die Förderungen des EFF, der UNO-
Flüchtlingshilfe, amnesty sowie einer Spende des SZ-Adventskalenders und Einzel-
spenden: 

 

 

5.384,49 €
UNO-Flüchtlingshilfe 10.000,00 €

5.000,00 €
Europäischer Flüchtlingsfond (ausgezahlt) 8.894,01 €
Europäischer Flüchtlingsfond(ausstehende Zahlung) 8.894,01 €
Gesamtsumme: 38.172 ,51 €

Eigenmittel (amnesty und Verein zur Förderung der Flüchtlingsarbeit)

Spende SZ-Adventskalender

Personalkosten 29.528,60 €
1855,55

823,28 €
Ausrüstungsgegenstände 228,00 €

5737,08
Gesamt 38.172,51 €

Honorarkosten (Personalbuchhaltung, Dolmetscher, Übersetzungen)
Reise- und Aufenthaltskosten (Seminare, Sprit Infobus, Fortbildungen 
Ehrenamtliche

Indirekte Kosten (ÖA, Versicherungen, Telefon, Büromaterial, Instandhaltung Infobu
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6.  Kontakte zu anderen Organisationen 
   
 

Regelmäßige Kontakte und zum Teil gemeinsame Veranstaltungen oder Aktionen hatten wir – 
unter anderem – mit folgenden Gruppen und Organisationen: 
 
·  AK UMF der Freien Wohlfahrtsverbände 
·  Amnesty International – Asylarbeitskreis München 
·  ARGE Schubhaft, Innsbruck  
·  Asyl in Not, Wien 
·  Ausländerbeirat der Landeshauptstadt München 
·  Bayerischer Flüchtlingsrat  
·  BRK – Flüchtlingsberatung 
·  Bundesfachverband unbegleitende minderjährige Flüchtlinge e.V. 
·  Caritas 
·  Diakonie Rosenheim 
·  Deutsch für Flüchtlinge e.V. 
·  Drom Sinti und Roma der Diakonie Hasenbergl e.V. (ehemals „Projekt Sinti“)  
·  Evangelische Ausländerarbeit, Dekanatsbezirk München 
·  FAK Interkulturelle Arbeit REGSAM Sendling  
·  FAK Migration REGSAM Mitte  
·  FöBE 
·  Freiwilligenagentur Tatendrang 
·  Freudentanz 
·  Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - Stadtverband München 
·  Handicap international 
·  Heimaten e.V. 
·  Hilfe von Mensch zu Mensch e.V. 
·  Initiativgruppe Interkulturelle Begegnung und Bildung e.V. (IG) 
·  Innere Mission / Diakonisches Werk 
·  Inta(c)t e.V. 
·  Integrationszentrum Osteuropa 
·  Interkulturelles Forum e.V. 
·  JADWIGA   
·  Jesuiten-Flüchtlingsdienst 
·  JIZ Jugendinformationszentrum 
·  Katholisches Jugendsozialwerk München 
·  Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen 
·  Lichterkette e.V. 
·  Kinderbeauftragte der LHM 
·  Madhouse gGmbH 
·  Münchner AIDS-Hilfe 
·  Münchner Friedensbündnis / Friedensinitiative Christen in der Region München 
·  Münchner Stadtbibliothek 
·  NeSta (Netzwerk Stadelheim) 
·  Ökumenisches Kirchenasylnetz 
·  Pro Asyl 
·  Rechtshilfe für Ausländer und Ausländerinnen e.V. 
·  REFUGIO München 
·  SchlaU-Projekt 
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·  Siloah – Begegnung behinderter und nichtbehinderter Menschen  
·  SOLWODI 
·  SOS Beratungs- und Familienzentrum 
·  Tibetinitiative 
·  Tolstoi Hilfs- und Kulturwerk 
·  Trägerkreis EineWeltHaus München e.V. 
·  Ver.di München – AK „Rettet die Grundrechte – Gegen den Notstand der Republik“ 
·  Verein Freundschaft zwischen Ausländern und Deutschen e.V. 
 
 
Als beratendes Mitglied des Münchner Ausländerbeirats  konnten wir unsere Anliegen in die 
Sitzungen des Ausschuss 4 einbringen und erfuhren immer solidarische Unterstützung. Flücht-
lingsthemen haben seit der Wahl von zwei Flüchtlingen in den Beirat und den Ausschuss ein 
noch stärkeres Gewicht erhalten.  
 
 
7. Finanzierung 
  
 

Die Arbeit des Flüchtlingsrats  wurde auch 2012 durch die Landeshauptstadt München  ge-
fördert. Der städtische Zuschuss deckt in etwa die Personal- und Bürokosten. Das restliche 
Geld stammte aus Förderbeiträgen, Spenden und Honoraren für Vorträge. Mit zweckgebunde-
nen Spenden für „MVV-Karten“ konnten wir Flüchtlingen Monatskarten finanzieren und ihnen so 
den Besuch eines Deutschkurses bzw. in besonderen Notlagen regelmäßige Arzt- oder Kran-
kenhausbesuche ermöglichen. Nach der Neuregelung des AsylbLG haben wir in der Regel nur 
noch einen Zuschuss (gut die Hälfte des Preises) zur Fahrkarte ausbezahlt und konnten dafür 
die Zahl der Begünstigten entsprechend steigern.  Mit zweckgebundenen Spenden für Famili-
enzusammenführung verhalfen wir etlichen Flüchtlingsfamilien zum Nachzug ihrer Kinder und 
EhepartnerInnen.  
 
Die Teilzeitstelle für die „save-me-Hotline“ wird zu 100 % von der Stadt München finanziert. 
Für den Infobus  erhalten wir keine städtischen Gelder. Er lebt von Spenden, einem Zuschuss 
der UNO-Flüchtlingshilfe und einem Zuschuss des Europäischen Flüchtlingsfonds, um den wir 
jedes Jahr zittern müssen. Das neue Kooperationsprojekt mit SOLWODI, das einen Schwer-
punkt bei der Beratung von Frauen setzt, konnten wir erstmals eine EFF-Zusage für zwei Jahre 
erhalten.  
Allen Geldgebern und Spendern sei an dieser Stelle recht herzlich gedankt ! Gedankt sei auch 
allen Ehrenamtlichen, denn ihre Arbeit macht den größten Teil unserer Eigenleistung aus und 
ist mit Geld nicht aufzuwiegen!  
 
 
8. Statistik 
 
 

Wie viele Menschen wir über unsere Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit erreichen, lässt sich zah-
lenmäßig nicht exakt erfassen. Aber bei der Langen Nacht der Museen haben wir wieder mitge-
zählt: 694 BesucherInnen kamen zu „ROOTS – verwurzelt? entwurzelt? 
 
2012 erhielten wir 6347 E-Mails (ohne SPAM) und versandten 1791.  
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Die MFR-Stundenstatistik  (ohne die Projekte Infobus und save me) unterscheidet zwischen  
·  ehrenamtlich geleisteten Stunden des „Büroteams“ (Brigitte Jacobsen, Katharina Gierer,  

Beata Miarecka und Regine Nowack sowie die unbezahlten Zusatzstunden von Monika 
Steinhauser)  
und  

·  bezahlten Stunden (Teilzeit-Geschäftsführerin Monika Steinhauser): 
 
Nicht mitgezählt sind die eingebrachten Stunden von  
·  Initiativenmitgliedern bei der Vorbereitung und Durchführung von Informationsständen  
·  den Ehrenamtlichen, die unseren Beitrag zur „Langen Nacht der Museen“ vorbereitet haben 

(unzählige Stunden…) 
·  unseren fleißigen PraktikantInnen  
·  die Stunden, die Schatzmeisterin Heide John in Überweisungen, Anträge und Abrechnun-

gen investiert hat – vor allem auch in die Neukonzeption unserer Buchhaltung. 
·  Die vielen Stunden die Mriam Stolz und Andreas Fuhrmann in das Layout der Broschüre 

„EINBLICK Sinti und Roma“ gesteckt haben. 
 

 
 

Ehrenamtliche 
Arbeit 

Bezahlte Stunden 
Geschäftsführerin  

Öffentlichkeitsarbeit, einschließlich Vorbereitung 
und Erstellung von Informationsmaterial 

457 275 

Vernetzung und Beratung von Initiativen und  
Einzelpersonen in der ehrenamtlichen  
Flüchtlingsarbeit (einschl. Plenum und Protokoll) 

847 398 

Verwaltungsarbeiten (Adressenverwaltung, Ablage, Kon-
toführung, Einkäufe usw.) 

81 69 

Behördenkontakte 
 

52 44 

Sonstiges (Jahresbericht, Fortbildung, Fundraising etc.) 
 

95 72 

Insgesamt: 1532 858 

 
 
9. Ausblick 
 
 
Voraussichtliche Arbeitsschwerpunkte 2013: 
·  Verbesserung der Zustände in der Erstaufnahmeeinrichtung 
·  Asylbewerberleistungsgesetz – Umsetzungsdetails und Neufassung 
·  Besserer Schutz für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
·  Verhinderung von radiologischen Untersuchungen zwecks Altersfestsetzung bei unbegleite-

ten minderjährigen Flüchtlingen.  
·  Schule und Ausbildung für alle jungen Flüchtlinge  
·  Kampagnen gegen Abschiebungen nach Afghanistan  
·  Familienzusammenführung für anerkannte Flüchtlinge 
·  Familienzusammenführung für syrische Flüchtlinge 
·  Fortbildung für Ehrenamtliche – vor allem auch in den neuen dezentralen Unterkünften im 

Umland 
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Verein zur Förderung der Flüchtlingsarbeit in Münch en e.V. 
(Trägerverein des Münchner Flüchtlingsrats  -   �����������	
���		�
�������	������������	
und des Projekts „Infobus für Flüchtlinge“   -  �����������	
���		�
�������	������������ ) 
 
Goethestraße 53    80336 München        Tel.:  123 900 96        Fax:  123 921 88        email: info@muenchner-fluechtlingsrat.de 
  
     

 
Fördermitgliedschaft 

 
 
 
Ich möchte den Verein zur Förderung der Flüchtlingsarbeit in München unterstützen 
 
              mit einem  
        •    monatlichen Beitrag 
        •    jährlichen Beitrag 
               von 
 
        •    ..............  € 
 
        •    Ich überweise den Betrag auf das Konto des Vereins: 
              Stadtsparkasse München, BLZ 701 500 00 
              Kto. Nr. 314 344 
 
        •    Ich erteile Einzugsermächtigung und bin   
               einverstanden, 
                    • dass der Betrag jährlich abgebucht wird 
                    • dass der Betrag 1/2jährlich abgebucht wird 
                     

Konto-Nr.:                                      BLZ:         
Bank: 

 
 
Datum:                                           Unterschrift: 
 
 
 
Name: 
 
Adresse:  
 
Telefon: 
 
e-mail: 
 
 
 
Die Förderbeiträge sind steuerlich absetzbar. Selbstverständlich erhalten Sie von uns eine entspre-
chende Bescheinigung. (Bei Spenden bis 200 EURO genügt der Bankbeleg). 
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‚Man kann nicht allen helfen!’  
sagt der Engherzige und hilft keinem. 

 
 

Marie von Ebner-Eschenbach 
 
 

 
 


